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„Wohlstand für alle“ 

Gesamtwirtschaft in Deutschland einherging. Rezessio-
nen sind vor allem im Kontext externer wirtschaftlicher 
Schocks zu sehen, wie den Angebotsschocks im Zuge  
der Ölpreiskrisen oder der von den USA ausgehenden 
Finanzkrise. Des Weiteren ist festzustellen, dass die BRD 
seit 1950 keine prolongierte Phase negativen Wachstums 
erlebt hat. Rezessionsjahre waren immer gefolgt von  
positiven Anpassungen in den Folgejahren. Beide Beob-
achtungen deuten auf die strukturelle Robustheit der 
wirtschaftspolitischen Institutionen in der BRD hin.

Die Beteiligung aller Bürger an den Früchten der wirt-
schaftlichen Entwicklung ist ein zentrales Ziel der Sozia-
len Marktwirtschaft. Die Phase des Wirtschaftswunders  
war von hohem Wachstum und relativ hoher, aber rück-
läufiger Ungleichheit gekennzeichnet. Trotz eines Anstiegs 
der Arbeitslosigkeit konnte diese Tendenz auch in den 
Jahren der Nachfrageorientierung bestätigt werden. Eine 
Umkehr dieses Trends ist ab Mitte der 1980er Jahre, also 
mit Beginn der angebotsorientierten Wirtschaftspolitik,  
zu sehen. Die Studie zeigt darüber hinaus, dass die Ent-
wicklungen ab den 1990er Jahren vor allem durch die 
Dynamiken geprägt waren, die auf die Wiedervereini-
gung folgten. Während der wirtschaftliche Anpassungs-
prozess der neuen Bundesländer zunächst von sinkenden 
Ungleichheitswerten begleitet wurde, war die Zeit nach 
der Jahrtausendwende von einer gegenläufigen Bewegung 
in diesen Statistiken charakterisiert. 

Als treibender Faktor sind hier die Gewinne der höheren  
Einkommensschichten zu nennen, die sich vor allem auf 
Ebene der Arbeits- und Markteinkommen manifestieren.  
Im Kontrast hierzu ist hingegen die Entwicklung der  
Einkommen in den unteren 40 Prozent als kritisch zu 
bewerten, da deren Wachstum seit der Wiedervereinigung 
und insbesondere seit Ende der 1990er Jahre deutlich hin-
ter dem Wachstum der durchschnittlichen Einkommen 
zurückbleibt. Des Weiteren geht die Studie auf verschie-

Abstract

„Wohlstand für Alle“ – dieses Versprechen verbinden  
viele Deutsche mit der Sozialen Marktwirtschaft. Vor 
dem Hintergrund der anhaltend hohen Einkommens- 
und Vermögensungleichheit werden in der öffentlichen 
Debatte jedoch immer häufiger Zweifel an der Fähigkeit 
der Sozialen Marktwirtschaft laut, Wirtschaftswachs-
tum mit sozialer Teilhabe zu kombinieren. Die Diskus-
sionsbeiträge hierzu sind vielfältig und weit davon ent-
fernt, ein einheitliches Bild zu zeichnen. Einerseits wird 
auf die sinkende bzw. stagnierende Reallohnentwicklung 
der unteren Einkommensklassen und das damit verbun-
dene Schrumpfen der Mittelklasse in den vergangenen 
30 Jahren hingewiesen. Andererseits wird vielfach der 
Standpunkt vertreten, dass durch zusätzliche Beschäfti-
gungsmöglichkeiten im unteren Einkommenssektor die 
Möglichkeit zu sozialem Aufstieg überhaupt erst eröffnet 
wird. Zudem verteile das deutsche Steuer- und Transfer-
system im internationalen Vergleich bereits jetzt über-
durchschnittlich viel um.

Das Gutachten „Wie inklusiv ist die Soziale Marktwirt-
schaft?“ im Auftrag der Bertelsmann Stiftung geht der 
Frage nach Anspruch und Wirklichkeit der Sozialen 
Marktwirtschaft auf den Grund. Ein vorrangiges Ziel  
ist es, über vorherrschende Kurzfristbetrachtungen  
hinauszugehen und durch eine historische Betrachtung 
ein umfassenderes Bild der Entwicklung des materiellen  
Wohlstands und dessen Verteilung in der Bundesrepu-
blik zu zeichnen. Für die Untersuchung haben wir den 
geschichtlichen Zeitverlauf seit Gründung der Bundes- 
republik Deutschland (BRD) in drei Phasen der wirt-
schaftlichen Entwicklung unterteilt: das Wirtschaftswun-
der (1949 – 1966), die Nachfragesteuerung (1967 – 1982) 
und die Angebotssteuerung (seit 1983).

Die Analyse legt nahe, dass die praktische Umsetzung 
des wirtschaftspolitischen Leitbildes der Sozialen Markt-
wirtschaft mit einer stabil positiven Entwicklung der 
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dene Treiber der beobachteten Entwicklungen ein. Hierbei 
zeigt sich, dass der soziodemographischen Entwicklung 
ein nachrangiger Einfluss zuzuschreiben ist. Vielmehr ist 
die starke Heterogenität in den wirtschaftlichen Entwick-
lungspfaden einzelner Regionen in Deutschland ein wich-
tiger Faktor zur Erklärung der beobachteten Ungleichheits- 
entwicklungen.

Trotz der Dominanz der Einkommensungleichheit im 
öffentlichen Diskurs, geht die vorliegende Analyse dar-
über hinaus. Im Besonderen wird die Untersuchung der 
Ungleichheit durch Analysen über Chancengerechtigkeit 
und Armutsdynamiken ergänzt. 

In Bezug auf die Chancengerechtigkeit in der Bundes- 
republik lässt sich ein relativ positives Bild zeichnen. Am 
aktuellen Rand lassen sich nach rückläufiger Tendenz in 
den letzten Jahren lediglich 13 Prozent der beobachteten 
Einkommensungleichheit auf die ungerechte Verteilung 
von Chancen zurückführen. Während in der Studie posi-
tive Entwicklungen im Hinblick auf die Einkommenslücke 
zwischen Männern und Frauen festgestellt werden, bleibt 
jedoch auch mehr als 25 Jahre nach der Wiedervereinigung  
ein großer Einkommensunterschied zwischen Menschen 
aus Ost und West bestehen. Des Weiteren wird das Poten-
zial zur Einkommenserzielung zunehmend durch die 
sozioökonomische Stellung des Elternhauses geprägt.

Überraschenderweise schlägt sich der Beschäftigungs-
boom der letzten zehn Jahre nicht eindeutig in den 
Armutsstatistiken nieder. So findet man am aktuel-
len Rand die höchsten Armutsrisikoquoten in unserem 
Betrachtungszeitraum. Während in den Jahren des Wirt-
schaftswunders die höchsten Armutsrisikoquoten noch 
unter alleinstehenden Rentnern zu finden waren, sind  
am aktuellen Rand vor allem Singlehaushalte im erwerbs-
tätigen Alter von Armut bedroht. Besonders kritisch ist in 
diesem Zusammenhang auch die Zunahme der Armuts-

persistenz zu bewerten, die seit Ende der 1980er Jahre in 
Deutschland stark gestiegen ist. Betrug die durchschnitt-
liche Verweildauer unterhalb der Armutsrisikogrenze 
1991 noch etwa 2,5 Jahre, stieg sie im Zeitraum ab 2008 
auf über drei Jahre an.

Eine zusammenfassende Bewertung der Entwicklung  
und Lage der Sozialen Marktwirtschaft liefert ein neuer 
Indikator für die Bewertung inklusiver wirtschaftlicher 
Entwicklung, der das gegenwärtige Standardmaß für 
gesellschaftlichen Wohlstand, das Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf, mit der beobachteten Einkommensungleich-
heit sowie der Armutsrisikoquote gewichtet. Gemäß die-
ser gemeinsamen Betrachtung von Wirtschaftswachstum, 
Ungleichheits- und Armutsentwicklung ist die Wirtschaft 
der Bundesrepublik im Rahmen der Sozialen Marktwirt-
schaft bis zum Vorabend der deutschen Wiedervereini-
gung stark und inklusiv gewachsen. In der Folge verläuft 
diese positive Entwicklung jedoch auf wesentlich flache-
rem Niveau, was nicht zuletzt auf die beschriebenen Stei-
gerungen der Einkommensungleichheit und der Armuts-
risikoquote zurückzuführen ist. 

Es ist also festzuhalten, dass der materielle Wohlstand  
in Deutschland heute so groß ist wie nie zuvor. Die nega-
tiven Entwicklungen bezüglich persistenter Armut und 
Einkommensungleichheit konnte allerdings auch der 
aktuelle Beschäftigungsboom nicht ausgleichen. Daher 
bleibt die faire Teilhabe an den Wohlstandsgewinnen 
auch zukünftig ein Feld großer Herausforderungen für 
die Soziale Marktwirtschaft.
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“Prosperity for All” – this is the promise that many  
Germans associate with a social market economy. In an 
era in which income and wealth gaps continue to widen, 
public concerns are growing over the capacity of a social 
market economy to render the pursuit of economic 
growth compatible with social inclusion. Far from  
drawing a uniform view, contributions to the discussion 
represent a variety of perspectives. Some draw atten-
tion to declining or stagnating wages among low-in-
come earners and the shrinkage of the middle class that 
has accompanied this trend over the past 30 years. Others 
point out that additional opportunities for employment 
in the lower income sector create opportunities for social 
advancement. Furthermore, it is noted, Germany’s tax 
and transfer system already reallocates sums that exceed 
the average on international comparison.

The study “How inclusive is the German Social Market  
Economy?” conducted on behalf of the Bertelsmann 
Stiftung examines both the claims and reality of Germa-
ny’s social market economy. A primary goal is to look 
beyond prevailing short-term considerations and draft  
a more comprehensive understanding of how, histori- 
cally, material prosperity developed and was distributed  
throughout the Federal Republic. Beginning with the 
founding of the Federal Republic of Germany (FRG) in 
1949, we explored three phases of economic development: 
the economic miracle (1949-1966), demand-side manage-
ment (1967-1982) and supply management (since 1983).

The analysis suggests that the practical implementa-
tion of the social market economy as an economic policy 
model was accompanied by stable, positive developments 
in the German economy more broadly. Recessions came 
primarily in the context of external economic shocks, 
such as supply shocks resulting from oil price hikes or 
the financial crisis that originated in the United States. 
Furthermore, it must be noted that since 1950,  

the FRG has not seen a prolonged period of negative 
growth. Recession years have always been followed by 
positive adjustments in subsequent years. Both observa-
tions point to how structurally robust the FRG’s economic 
policy institutions are.

Creating the terrain upon which all citizens can partici-
pate in the fruits of economic development is a key goal  
of the social market economy. The economic miracle  
phase (1949-1966) was characterized by high growth 
rates and relatively high but diminishing levels of ine-
quality. Despite an increase in unemployment, this trend 
was also confirmed in the years in which the German 
economy shifted its attention to demand management.  
A reversal of this trend can be seen in the mid-1980s,  
that is, with the introduction of supply-oriented economic  
policies. The study also shows that developments since 
the 1990s have been shaped by the dynamics emerging  
from the process of reunification. Whereas processes of 
economic adjustment in the new federal states were ini-
tially accompanied by decreasing inequalities, these trends 
have reversed since the millennium.

A driving factor here are the profits yielded in the higher 
income strata that are manifest primarily in labor and 
market incomes. Of concern, however, is the income 
growth among those in the lower 40 percent of wage 
earners, as it has lagged behind the growth of average 
incomes since reunification and the end of the 1990s in 
particular. The study also addresses a variety of factors 
driving these developments and finds that sociodemo-
graphic trends play a subordinate role here. Rather, it is 
the strong heterogeneity among individual region’s eco-
nomic development that plays a key role in explaining the 
inequality observed.

Whereas income inequality may continue to loom large  
in public discourse, the study looks beyond traditional 
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inequality indicators. Indeed, it examines ancillary issues 
such as the equality of opportunities and dynamics of 
poverty.

The state of equal opportunity is relatively encouraging 
in Germany. At present, only 13 percent of the observed 
income inequality is linked to the unjust distribution of 
opportunities. While the study points to positive trends 
in the income gap between men and women, the large 
income differentials between residents in the East and 
West of the country persist, even 25 years after reunifi-
cation. In addition, socioeconomic background plays an 
increasingly important role in the potential for income 
generation.

Surprisingly, the employment boom of the past ten years 
has shown no clear impact in poverty statistics. Thus,  
we find here the highest at-risk-of-poverty quotas in  
our observation period. While during the years of the eco-
nomic miracle, the highest at-risk-of-poverty quotas  
were found among single pensioners, currently this is  
true most clearly among working-age single households. 
Particularly critical in this context is the growing persis-
tence of poverty, which has gained considerable traction 
in Germany since the late 1980s. If the average length of 
time spent living below the poverty threshold in 1991 was 
around 2.5 years, it rose to more than three years in the 
period from 2008 onwards.

A comprehensive assessment of the trajectory and state 
of the social market economy yields a new indicator for 
assessing inclusive economic development. This indicator 
takes the current standard measure of social prosperity – 
GDP per capita – and weights it by incorporating meas-
ures of income inequality and the at-risk-of-poverty rate. 
By adopting this approach in which economic growth, 
inequality and poverty are addressed together, the Fed-
eral Republic’s economy was inclusive and featured strong 

growth within the framework of a social market economy 
right up to the eve of German reunification. Since then, 
however, this encouraging development has flattened 
considerably as a result of the aforementioned increases 
in income inequality and the at-risk-of-poverty rate.

It should thus be noted that material wealth in Germany 
has never been greater. However, the current employ-
ment boom has not succeeded in offsetting negative 
developments in terms of the persistence of poverty and 
income inequality. As a result, distributing wealth gains 
with inclusion in mind will continue to pose a major 
challenge to Germany’s social market economy.
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1 Einleitung

Base (WID), das Taxpayer-Panel (TPP) sowie die Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen der Länder (VGRdL) 
zurück.2 Die Kombination verschiedenster Datenquellen 
führt zu einer fruchtbaren Ergänzung der Daten unter- 
einander. So kann beispielsweise der Analysezeitraum  
ausgedehnt, können verschiedene Einkommenskonzepte 
nebeneinander analysiert sowie regional heterogene Ent-
wicklungen in den Fokus genommen werden. In Gänze 
ist diese Untersuchung daher im Vergleich zu Studien mit 
einer engeren Datenbasis in der Lage, ein nuancierteres 
Bild zu zeichnen.

Im folgenden Kapitel geben wir einen Überblick über die 
politische und wirtschaftliche Entwicklung der Sozialen  
Marktwirtschaft. In Kapitel 3 wenden wir uns der wirt-
schaftlichen Entwicklung auf Haushaltsebene zu. Im Spe-
ziellen sollen verschiedene Indikatoren für Ungleichheit 
(Kapitel 4), Chancengerechtigkeit (Kapitel 5) und Armut 
(Kapitel 6) im Zeitverlauf deskriptiv analysiert werden. Zu 
guter Letzt nehmen wir diese Kenngrößen in einer gemein-
samen Betrachtung in den Fokus.

2 Siehe Anhang A für eine dezidierte Abwägung der Vor- und Nachteile 
der einzelnen Datensätze im Hinblick auf den vorliegenden Untersu-
chungsgegenstand. 

„Wohlstand für Alle“ – dieses Versprechen verbinden viele 
Deutsche mit der Sozialen Marktwirtschaft. Vor dem Hin-
tergrund der aktuell anhaltend hohen Einkommens- und 
Vermögensungleichheit werden in der öffentlichen Debatte 
jedoch immer häufiger Zweifel an der Fähigkeit der Sozia-
len Marktwirtschaft laut, Wirtschaftswachstum mit sozialer 
Teilhabe zu kombinieren. Die Diskussionsbeiträge hierzu 
sind vielfältig und weit davon entfernt, ein einheitliches 
Bild zu zeichnen. Einerseits wird auf die sinkende bzw. sta-
gnierende Reallohnentwicklung der unteren Einkommens-
klassen und das damit verbundene Schrumpfen der Mit-
telklasse in den vergangenen 30 Jahren hingewiesen (vgl. 
Fratzscher 2016). Andererseits wird vielfach der Standpunkt 
vertreten, dass durch zusätzliche Beschäftigungsmöglich-
keiten im unteren Einkommenssektor die Möglichkeit zu 
sozialem Aufstieg überhaupt erst eröffnet wird. Zudem ver-
teile das deutsche Steuer- und Transfersystem im inter-
nationalen Vergleich bereits jetzt überdurchschnittlich viel 
um (vgl. Fuest 2016).

Beide Argumentationslinien fußen auf wissenschaftlicher 
Evidenz und spiegeln doch nur einen Ausschnitt der tat-
sächlichen Entwicklung wider. Daher ist es das Ziel der 
vorliegenden Studie, durch eine historische Betrachtung 
ein umfassenderes Bild der Entwicklung materiellen Wohl-
stands und dessen Verteilung in der Bundesrepublik zu 
zeichnen.1 Wir kombinieren für diese Analyse eine breite 
Palette von Haushaltssurveys, administrativen Steuer-  
und Arbeitsmarktstatistiken sowie regionalen Wirtschafts-
statistiken, um die historische Entwicklung relevanter 
Wachstums- und Verteilungsindikatoren darzustellen.  
Im Besonderen greifen wir hierfür auf das Sozio-oekono-
mische Panel (SOEP), die Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS), die Stichprobe der integrierten Arbeits-
marktbiografien (SIAB), die World Wealth and Income Data 

1 Es ist zu betonen, dass sich diese Untersuchung auf die Analyse  
materiellen Wohlstands beschränkt. Dabei werden zwangsläufig  
breitere Ansätze der Wohlstandsmessung, die verschiedene sozio-
ökonomische, ökologische sowie psychosoziale Faktoren einbeziehen, 
nicht beachtet (vgl. Enquete-Kommission Wachstum, Wohlstand,  
Lebensqualität 2013; Stiglitz et al. 2009).
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2 Politische und wirtschaftliche Entwicklung 

der Sozialen Marktwirtschaft

ABBILDUNG 1: Wirtschaftswachstum der BRD, 1950 – 2015

1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015
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die Nachfragesteuerung (1967 – 1982) sowie die Angebots-
steuerung (seit 1983) (vgl. Quaas 2000; Tuchtfeldt 1995). 
Für die folgende Analyse machen wir uns diese Kategorisie-
rung zunutze, um ein Analyseraster zu erstellen. Zusätzlich 
ergänzen wir diese drei Phasen um besondere geschichtli-
che Ereignisse. Dabei beziehen wir uns sowohl auf politi-
sche Ereignisse, wie die Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft oder die Einführung der Agenda 2010, 
als auch auf externe Faktoren wie etwa die Ölkrisen in den 
1970er Jahren. 

Abbildung 1 zeigt dieses Analyseraster. Neben den angespro-
chenen Phasen der Sozialen Marktwirtschaft und den histori-
schen Ereignissen sind hier die Zusammensetzung der jewei-
ligen Regierungskoalitionen der Bundesrepublik anhand eines 
Balkens im unteren Bildbereich sowie die jährliche Wachs-
tumsrate des Bruttoinlandsprodukts (BIP) dargestellt.

Die westdeutsche Wirtschaftspolitik ist seit Mitte des 
20. Jahrhunderts vom Konzept der Sozialen Marktwirt-
schaft geprägt. Dieses Arrangement wirtschaftspolitischer 
Institutionen fußt auf dem Ordoliberalismus, der eine funk-
tionsfähige Verbindung zwischen sozialpolitischer Ordnung 
(lat. ordo) und wirtschaftlicher Freiheit zu implementieren 
sucht. Ziel ist hierbei der vom 1949 bis 1963 amtierenden 
Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard proklamierte 
„Wohlstand für Alle“, also das Erreichen von Wohlstands-
steigerungen unter Gewährleistung angemessener sozialer 
Absicherung (vgl. Müller-Armack 1966). 

Ein historischer Rückblick verdeutlicht jedoch, dass die 
deutsche Wirtschaftspolitik diesen Elementen in verschie-
denen Phasen unterschiedliche Gewichtungen beigemes-
sen hat. Der geschichtliche Zeitverlauf kann in drei Phasen 
eingeteilt werden: das Wirtschaftswunder (1949 – 1966), 
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2.1 Wirtschaftswunder 1949 – 1966

Die erste Phase der Sozialen Marktwirtschaft war geprägt 
von ordoliberaler Wirtschaftspolitik, starkem Wirtschafts-
wachstum und einem enormen Beschäftigungsboom. Sie 
wird wegen ihrer außerordentlich positiven wirtschaftlichen  
Entwicklung zumeist als „Wirtschaftswunder“ betitelt.  
Allerdings wehrten sich einige politische Akteure der 
damaligen Zeit, allen voran Ludwig Erhard, gegen diese 
Bezeichnung. Sie sahen den wirtschaftlichen Erfolg nicht 
in höheren Mächten, sondern vielmehr im fortschrittlichen 
und erfolgreichen Wirtschaftssystem der Sozialen Markt-
wirtschaft begründet. Dass der wirtschaftliche Aufschwung 
der Jahre 1950 bis 1966 besonders stark war, verdeutlicht  
Abbildung 1. So stellt die erste Phase die bisher längste 
und stärkste Wachstumsperiode in der Geschichte der BRD 
dar. Zwischen 1950 und 1966 wuchs die Wirtschaft durch-
schnittlich um 6,85 Prozent, im Vergleich zu einem durch-
schnittlichen Wirtschaftswachstum von 3,30 Prozent über 
den gesamten Zeitraum 1950 bis 2015. Der Hauptgrund für 
das in dieser Periode starke Wirtschaftswachstum ist der 
Wiederaufbau des zerstörten Nachkriegsdeutschlands. 

Bereits mit dem Übergang zu den 1960er Jahren ist ein 
Nachlassen der Hochkonjunktur festzustellen. Wuchs die 
deutsche Volkswirtschaft in den 1950er Jahren um durch-
schnittlich 8,22 Prozent, so verlangsamte sich das durch-
schnittliche Wachstum in der Periode von 1960 bis 1966 
auf 5,09 Prozent. Der Blick auf die politischen Rahmenbe-
dingungen zeigt, dass in die erste Phase als wesentlicher 
Bestandteil das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
fällt, das den Weg für die Zerschlagung marktbeherrschen-
der Konzerne sowie das Verbot wettbewerbsbeschränken-
der Maßnahmen ebnete. Neben dieser marktwirtschaftlichen 
Ordnungspolitik wurde eine auf sozialen Ausgleich ausge-
richtete Sozialpolitik aufbauend auf den bestehenden Insti-
tutionen und Strukturen ausgebaut. Ein großer Schritt war 
dabei die Rentenreform 1957. Anstelle der bis dahin kapital-
gedeckten Rentenversicherung wurde eine umlagefinanzierte 
und dynamische Altersrente eingeführt, die nicht mehr nur 
als Zuschuss zur Finanzierung des Lebensunterhalts diente, 
sondern als Lohnersatz fungierte. Bei der Berechnung der 
Renten sollte die Lohnentwicklung berücksichtigt werden, 
um Rentner mit ihrer gesetzlichen Rente an der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung teilhaben zu lassen.

2.2 Nachfrageorientierung 1967 – 1982

Auf die erste Periode folgte die Phase der sogenannten 
Nachfrageorientierung, die 1967 (– 0,3 %) mit der ersten 

Rezession der noch jungen Bundesrepublik begann. Histo-
risch war diese Periode durch die Ölkrisen geprägt und weist 
einen deutlichen Trend hin zu geringeren durchschnittlichen  
Wachstumsraten und kürzeren Wachstumsperioden auf. 
Das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz von 1967 markierte 
den Wechsel zu einer aktiven Konjunkturpolitik im Sinne 
der Keynesianischen Wirtschaftsschule. Das Gesetz spiegelt 
damit auch den Glauben an die Steuerbarkeit der Wirtschaft 
durch wirtschaftspolitische Institutionen wider. Konkret 
war es das Ziel, der Stagnation der Wirtschaft mit staatli-
chen Maßnahmen entgegenzuwirken. Zielparameter waren 
hierbei die Schaffung von (1) Preisniveaustabilität, (2) eines 
hohen Beschäftigungsgrads, (3) eines außenwirtschaftlichen 
Gleichgewichts sowie (4) eines angemessenen Wirtschafts-
wachstums. Diese Faktoren werden auch unter dem Begriff 
„magisches Viereck“ zusammengefasst.

Neben diesen wirtschaftspolitischen Veränderungen wurde 
außerdem auf sozialpolitischer Ebene mit dem 1969 einge-
führten und seitdem mehrfach novellierten Arbeitsförde-
rungsgesetz das Kernstück der staatlichen Arbeitsmarkt- 
politik geschaffen. Die Sozial- und Arbeitslosenversiche-
rung stellte eine Ergänzung der bereits in der ersten Phase 
eingführten Rentenversicherung dar. Grundsätzlich sollte 
den Empfängern durch die verschiedenen Systeme der 
sozialen Sicherung eine menschenwürdige Lebensführung 
auf dem sozialkulturellen Mindestniveau der Gesellschaft 
ermöglicht werden.

2.3 Angebotsorientierung ab 1983

Der Regierungswechsel von einer sozial-liberalen Koalition 
zu einer CDU-geführten Regierung läutete im Jahr 1982 
wieder eine grundlegende Veränderung der wirtschafts- 
politischen Ausrichtung ein. Steigende Arbeitslosigkeit und 
Inflation sowie niedrigere Wachstumsraten konnten auch 
durch öffentliche Investitionen nicht hinreichend ausge-
glichen werden und führten zunehmend zu einer Erhöhung 
des Staatsdefizits. Obwohl die wirtschaftliche Instabilität  
teilweise von externen Faktoren, wie den Ölkrisen, her-
rührte, ebnete sie den Weg für einen wirtschaftspolitischen 
Paradigmenwechsel. Die Phase der Angebotsorientierung 
war anfangs geprägt von einer Reduktion der Staatsaus- 
gaben, moderaten Steuersenkungen für Unternehmen sowie 
einer konsequenten Preispolitik der Deutschen Bundesbank 
(vgl. Zohlnhöfer 2013).

In der Literatur herrscht zuweilen die Auffassung, die deut-
sche Wiedervereinigung habe die vierte Phase der Sozia-
len Marktwirtschaft eingeläutet. Im Staatsvertrag über die 



12

„Wohlstand für alle“ 

Allerdings war das insgesamt stabile Wachstum immer wie-
der Schwankungen unterworfen. Außerdem scheint es sinn-
voll, die Leistungsfähigkeit der Sozialen Marktwirtschaft 
losgelöst von den Konvergenzbewegungen der Nachkriegs-
zeit zu beurteilen, weil diese Periode ein deutlich über-
durchschnittliches Wachstum aufweist. Auch ein Blick auf 
die Rezessionsjahre ist in dieser Hinsicht aufschlussreich. 
Während das Negativwachstum der Jahre 1975, 1982 und 
1993 jeweils mit Ölpreiskrisen zusammenfällt, stehen die 
Rezessionen der Jahre 2003 und 2009 eng mit dem Platzen 
der Internet- und der Immobilienblase in den USA in Ver-
bindung. Somit sind die jeweiligen Rezessionen vor allem  
im Kontext externer wirtschaftlicher Schocks zu sehen. 

Des Weiteren ist festzustellen, dass die BRD seit 1950 keine 
prolongierte Phase negativen Wachstums erlebt hat. Rezes-
sionsjahre waren immer gefolgt von positiven Anpassungen  
in den Folgejahren. Beide Beobachtungen deuten auf die 
strukturelle Robustheit der wirtschaftspolitischen Institutio-
nen in der BRD hin. Die skizzierte Entwicklung rückt nun in 
den Hintergrund, um als Analyseraster zu dienen, in dessen 
Kontext wir die detaillierten Analysen vornehmen. Um das 
Verständnis für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in 
der BRD weiter zu vertiefen, wenden wir uns zunächst wei-
teren wirtschaftlichen Indikatoren wie der Arbeitslosigkeit 
und der Außenhandelsbilanz zu. Diese geben erste Hinweise 
auf mögliche Verteilungskonsequenzen der oben skizzierten 
Wachstumsraten. Erst im darauffolgenden Schritt wenden 
wir uns der expliziten Analyse auf Haushaltsebene zu.

2.5 Arbeitslosigkeit

Aufgrund des hohen Einflusses der Erwerbstätigkeit auf  
das individuell erzielte Einkommen ist die Arbeitslosen-
quote ein zentraler Indikator zur Beurteilung der Inklusi-
vität des erzielten Wirtschaftswachstums. Die erste Phase 
der Sozialen Marktwirtschaft ist zu Beginn der 1950er Jahre 
noch von einer relativ hohen Arbeitslosenquote von mehr 
als zehn Prozent gekennzeichnet (Abbildung 2). Durch  
das massive Wirtschaftswachstum in den Jahren des Wirt-
schaftswunders sinkt diese bereits bis 1955 um mehr als 
die Hälfte. Schon zu diesem Zeitpunkt wurde deutlich, dass 
der deutsche Arbeitsmarkt mittelfristig nicht allein die ste-
tig steigende Nachfrage nach Arbeitskräften hinreichend 
würde bedienen können. Daraus resultierte die Gefahr, das 
anhaltende Wachstum und damit auch die Mehrung des all-
gemeinen Wohlstands zu gefährden. 

Um dem drohenden Arbeitskräftemangel vorzubeugen, 
wurden bereits Ende der 1950er Jahre mit verschiedenen 

Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
zwischen der BRD und der Deutschen Demokratischen 
Republik (DDR) vom 18. Mai 1990 wurde die Soziale Markt-
wirtschaft als gemeinsame Wirtschafts- und Sozialordnung 
festgelegt und ist seitdem, anders als im Grundgesetz, als 
Wirtschaftsordnung vorgeschrieben.

An der eigentlichen wirtschaftspolitischen Grundordnung 
der Bundesrepublik hat sich durch die Eingliederung der 
DDR nichts geändert. In der Zeit nach der Wiedervereinigung 
wurde die Politik der Angebotsorientierung zunächst fortge-
setzt. So sank etwa der Spitzensteuersatz von 53 Prozent im 
Jahr 1989 auf 42 Prozent im Jahr 2005. Lediglich die Rezes-
sion im Zuge der Finanzkrise 2008 führte zu einer kurzzei- 
tigen Renaissance der Nachfrageorientierung im Rahmen der 
Konjunkturpakete I und II. Nach der wirtschaftlichen Erho-
lung wurde diese allerdings rasch dem Ziel eines Haushalts-
ausgleichs untergeordnet. Daher zählen wir in dieser Studie  
auch die Zeit nach der deutschen Wiedervereinigung zur 
Phase der Angebotsorientierung (vgl. Adam 2016; BMWi und 
BMF 2008). Sicher ist, dass die Wiedervereinigung sowohl die 
Wirtschafts- als auch die Sozialpolitik vor große Herausfor-
derungen stellte. Der sprunghafte Anstieg der Nettoverschul-
dung, ausgelöst durch den Aufbau Ost, erhöhte den Reform-
druck auf die wirtschaftspolitischen Institutionen der BRD. 
Dies wird auch daran deutlich, dass nach der letzten längeren 
Wachstumsperiode ab 1993 keine Wachstumsphase mehr ein 
Niveau von durchschnittlich zwei Prozent übersteigt.

Die Agenda 2010 kann als Versuch gelten, diesem Trend 
entgegenzuwirken. Der Kern dieses Reformprogramms 
bestand aus der Zusammenführung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe sowie der Fortführung der Flexibilisierung des 
Arbeitsmarktes. Der Grundgedanke der Arbeits- und Sozi-
alreformen war der des Förderns und Forderns: Staatliche 
Leistungen sollten mit der Verpflichtung auf Gegenleistung 
verbunden werden, um alle Möglichkeiten zur Beendigung  
und Verringerung der Hilfsbedürftigkeit auszuschöpfen. 
Schließlich setzte die Bundesregierung mit dem Mindest-
lohngesetz im Jahr 2015 einen weiteren Meilenstein der 
Sozialen Marktwirtschaft. Der allgemeine gesetzliche Min-
destlohn erklärte die Lohnuntergrenze ab dem 1. Januar 
2015 für branchenübergreifend verbindlich.

2.4 Gesamtbetrachtung

Die obige Analyse (Abbildung 1) legt nahe, dass die prakti-
sche Umsetzung des wirtschaftspolitischen Leitbildes der 
Sozialen Marktwirtschaft mit einer stabil positiven Ent-
wicklung der Gesamtwirtschaft in Deutschland einherging. 
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Staaten, allen voran Italien, Anwerbeabkommen für Gast-
arbeiter verhandelt. Da das Wirtschaftswachstum zunächst 
anhielt, kam es bereits 1960 zur faktischen Vollbeschäf- 
tigung in Deutschland. Die erste Wirtschaftskrise der Bun-
desrepublik 1966/1967 und der damit einhergehende Wech-
sel des wirtschaftspolitischen Regimes hin zur Nachfrageo-
rientierung fällt mit einem ersten, noch schwachen Anstieg 
der Arbeitslosigkeit zusammen. Dieser entpuppte sich aber 
zunächst nur als kurzfristige Schwankung. Erst die Ölkrisen  
in den 1970er Jahren führten zu einem signifikanten und 
persistenten Anstieg der Arbeitslosigkeit. Die Rezession 
nach der ersten Ölkrise 1973 ließ die Arbeitslosigkeit auf 
beinahe fünf Prozent steigen. Nach einer kurzen Phase der 
Erholung kam es durch eine zweite, stärkere Rezession nach 
der zweiten Ölkrise 1979 zu einem weiteren Anstieg auf fast  
zehn Prozent im Jahr 1985. Aus diesen ersten negativen  
Entwicklungen resultierte ein Umschwung in der Ausrich- 
tung der Wirtschaftspolitik mit dem Ziel, die schwächelnde 
Wirtschaft zu unterstützen. Damit begann die dritte Phase 
der Sozialen Marktwirtschaft. Trotz der neuen wirtschafts-
politischen Orientierung verharrte die Arbeitslosigkeit 
jedoch zunächst auf einem konstant hohen Niveau. Erst 
in den Jahren unmittelbar vor der deutschen Wiederver-
einigung ist ein Trend zu sinkenden Arbeitslosenzahlen 
erkennbar. 

Ab der deutschen Wiedervereinigung kann die Arbeits-
losigkeit getrennt für Ost-, West- und Gesamtdeutsch-
land betrachtet werden. Bis 1997 stieg die Arbeitslosen-
quote sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland deutlich. 
Dabei lag die Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland mit zeit-
weise 20 Prozent fast doppelt so hoch wie in Westdeutsch-
land. Dies ist auch durch die massive Deindustrialisierung 
im Zuge der wirtschaftlichen Anpassung nach der Wie-
dervereinigung zu erklären. Ab 1998 kam es zu einer kur-
zen Phase der wirtschaftlichen Erholung mit sinkenden 
Arbeitslosenzahlen. Diese fiel in Westdeutschland jedoch 
deutlich stärker aus als in Ostdeutschland, wo die Arbeits-
losenquote kaum sank. 

Bereits Anfang der 2000er Jahre stieg die Arbeitslosigkeit in 
allen Teilen Deutschlands im Zuge einer weiteren Rezession 
wieder an. Auch die Einführung der Agenda 2010 scheint in 
den ersten Jahren keinen positiven Effekt gehabt zu haben. 
Dies liegt wesentlich an zwei Aspekten. Zum einen wurden 
kurzfristig durch die aktivierende Arbeitsmarktpolitik Men-
schen als arbeitssuchend registriert, die bisher nicht in  
den Statistiken enthalten waren. Zum anderen treten die 
Effekte veränderter arbeitsmarktpolitischer Institutionen 
zumeist zeitverzögert auf. In der Tat ging das Wirtschafts-
wachstum ab 2005 mit sinkenden Arbeitslosenzahlen  

ABBILDUNG 2: Arbeitslosigkeit, 1950 – 2016
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Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), Bundesagentur für Arbeit (2017). 
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und Inflation werden in der Bundesrepublik Deutschland 
von der Deutschen Bundesbank und, seit ihrer Gründung, 
von der Europäischen Zentralbank überwacht. Deren Ziel ist 
ein stabiles Preisniveau mit einer Inflationsrate von circa 
zwei Prozent.

Wie in Abbildung 3 zu erkennen ist, lag in der Zeit des 
Wirtschaftswunders die durchschnittliche Teuerungsrate 
jährlich zwischen zwei und vier Prozent und somit leicht 
über dem Zielwert. 

In der zweiten Phase der Sozialen Marktwirtschaft lag die  
durchschnittliche Inflation nicht nur deutlich über fünf  
Prozent; auch die Schwankungen fielen in diesem Zeitab-
schnitt, getrieben von den Ölpreiskrisen, stärker aus.

In der dritten Phase der Sozialen Marktwirtschaft kam  
es zunächst zu einem massiven Sinken der Inflationsrate, 
gefolgt von einem Anstieg in ähnlicher Größenordnung. 
Seit Mitte der 1990er Jahre und mit Gründung der Europäi-
schen Zentralbank liegt die durchschnittliche Inflationsrate 
um die zwei Prozent, mit einem Ausreißer nach unten wäh-
rend der Finanzkrise. Trotz der expansiven Geldpolitik der 
Europäischen Zentralbank liegt die Teuerungsrate am aktu-
ellen Rand bei circa null Prozent.

in den Folgejahren einher. Selbst in der Finanzkrise und 
der darauf folgenden Weltwirtschaftskrise erwies sich der 
deutsche Arbeitsmarkt als robust. Die Arbeitslosigkeit sank 
von circa zwölf Prozent im Jahr 2005 auf etwa sechs Pro-
zent im Jahr 2015. Noch beeindruckender ist die Erholung 
in Ostdeutschland. Dort sank die Arbeitslosigkeit im glei-
chen Zeitraum von 20 auf weniger als zehn Prozent. Dies 
ist insbesondere auf den Aufschwung am Arbeitsmarkt mit 
steigenden Beschäftigtenzahlen zurückzuführen. 

Die Abwanderung aus Ostdeutschland spielt in diesem  
Zeitraum nur noch eine untergeordnete Rolle. Es lässt sich 
also zusammenfassend festhalten, dass sich die Arbeitslo-
senquoten in den vergangenen zehn Jahren deutlich verrin-
gert haben, auch wenn Vollbeschäftigung wie zu Zeiten des 
Wirtschaftswunders weiterhin unerreicht bleibt.

2.6 Preise

Preise sind für eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung aus 
zwei Gründen von Interesse. Zum einen beeinflussen sie die 
Kaufkraft der Haushalte bzw. deren real verfügbare Ein-
kommen. Zum anderen geben sie Aufschluss über die Vola-
tilität der wirtschaftlichen Entwicklung. Preisentwicklung 

ABBILDUNG 3: Inflation, 1955 – 2016
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lichen Angebotsorientierung stieg dieser wieder auf bis  
zu sechs Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Durch die 
deutsche Wiedervereinigung sank ab 1989 der Import-
Export-Saldo massiv auf weniger als ein Prozent, was auf 
die mangelnde internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
ostdeutschen Industrien zurückzuführen war. 

Im Zuge der Integration des EU-Binnenmarkts sowie  
der Etablierung der europäischen Währungsunion stiegen 
die Exportüberschüsse, lediglich unterbrochen durch die 
Finanzkrise 2008, wieder bis auf acht Prozent des BIP an.

Neben dem Saldo der Importe und Exporte lässt sich aus 
Daten zum Außenhandel auch ein Maß für die Offenheit 
einer Volkswirtschaft ableiten. Dieses ist definiert als die 
Summe aus Importen und Exporten im Verhältnis zum Brut-
toinlandsprodukt. Auch anhand dieses Maßes lässt sich die 
zunehmende Integration der deutschen Ökonomie in eine 
globalisierte Weltwirtschaft feststellen. Lag die Offenheit zu 
Beginn der Phase des Wirtschaftswunders noch bei 20 Pro-
zent, stieg sie bis Ende der 1950er Jahre auf 30 Prozent. 

Weitere Zunahmen auf bis zu 52 Prozent im Jahr 1985 las-
sen sich sowohl für die Phase der Nachfrageorientierung 
als auch die Angebotsorientierung feststellen. Im Zuge der 

2.7 Außenhandel

Der Export ist seit jeher ein wichtiger Pfeiler der deutschen  
Wirtschaft. Gerade mit Blick auf die aktuell diskutierten  
Exportüberschüsse Deutschlands ist eine historische Be- 
trachtung dieser Entwicklung von Interesse (Abbildung 4).  
Im betrachteten Zeitraum nahm die Relevanz des Außen-
handels für die Bundesrepublik mit einigen Unterbrechun-
gen deutlich zu. Lag der Import-Export-Saldo bei Grün-
dung der Bundesrepublik Deutschland noch bei circa minus 
drei Prozent, verkehrte sich dieser Wert bereits in den ers-
ten Jahren des Wirtschaftswunders ins Positive und stieg 
bis Ende der 1950er Jahre auf bis zu zwei Prozent des BIP 
an. Die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland expor-
tierte also schon damals mehr, als sie importierte. Ver-
glichen mit der heutigen Zeit hielten sich die Exportüber-
schüsse zu dieser Zeit allerdings in Grenzen. Dies kann 
durch die starke Binnennachfrage im Zuge des Wieder- 
aufbaus erklärt werden. 

In der zweiten Phase der Sozialen Marktwirtschaft stieg 
der Import-Export-Saldo zunächst auf bis zu fünf Pro-
zent. Die gesteigerten Importkosten während der Ölkrisen 
in den 1970er Jahren führten jedoch zu einem Rückgang des 
Außenhandelsüberschusses. Erst in der Zeit der wirtschaft-

ABBILDUNG 4: Außenhandel, 1950 – 2015
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deutschen Wiedervereinigung fällt die Offenheit zunächst 
auf 35 Prozent zurück. Die Integration des EU-Binnenmarkts 
bewirkte allerdings eine Trendumkehr und beförderte Stei-
gerungen auf bis zu 70 Prozent am aktuellen Rand.

2.8 Regionale Wirtschaftsentwicklung

Die beobachteten Entwicklungen auf nationaler Ebene  
verbergen große Heterogenitäten auf regionaler Ebene. 
Abbildung 5 zeigt das Wirtschaftswachstum innerhalb der 
BRD auf Kreisebene zwischen den Jahren 1992 und 2014. 

Mit Ausnahme Berlins gehören alle beobachteten Kreise  
in den neuen Bundesländern zum obersten Viertel der 
Kreise mit dem stärksten Wirtschaftswachstum. Während  
die Kreise mit dem niedrigsten Wirtschaftswachstum 
(Kaufbeuren (16,53 %), Leverkusen (17,77 %) und Offenbach 
a. M. (21,41 %) allesamt in den alten Bundesländern zu fin-
den sind, konstituiert sich die Spitzengruppe mit Sonne-

ABBILDUNG 5: Wirtschaftswachstum innerhalb der 

BRD, 1992 – 2014

ABBILDUNG 6: Wirtschaftliche Unterschiede 

innerhalb der BRD, 2014

n 4. Quartil n 3. Quartil n 2. Quartil n 1. Quartil

Das 4. Quartil beinhaltet die obersten 25 Prozent aller Kreise, geordnet nach Wirt-

schaftswachstum / Kopf im jeweiligen Zeitraum. Die weiteren Quartile sind analog 

in absteigender Reihenfolge definiert. Aufgrund mangelnder Datenverfügbarkeit 

bildet diese Graphik die Bundesländer Sachsen, Saarland, Mecklenburg-Vorpom-

mern und Niedersachsen lediglich für den Zeitraum 1992 – 2012 ab. 

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Volkswirtschaftliche 

Gesamtrechnungen der Länder (2016).  

n 4. Quartil n 3. Quartil n 2. Quartil n 1. Quartil

Das 4. Quartil beinhaltet die obersten 25 Prozent aller Kreise, geordnet nach 

BIP / Kopf im jeweiligen Zeitraum. Die weiteren Quartile sind analog in absteigender 

Reihenfolge definiert. Aufgrund mangelnder Datenverfügbarkeit bildet diese 

Graphik die Bundesländer Sachsen, Saarland, Mecklenburg- Vorpommern sowie 

Niedersachsen lediglich für den Zeitraum Jahr 1992–2012 ab.

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Volkswirtschaftliche 

Gesamtrechnungen der Länder (2016).  

berg (318,10 %), Teltow-Fläming (282,63 %) und dem Ilm-
Kreis (263,17 %) ausschließlich aus Kreisen in den neuen 
Bundesländern.

Ähnlich zur Hochkonjunkturphase der Nachkriegsjahre in 
der BRD ist diese Entwicklung als Aufholprozess der neuen 
Bundesländer zu interpretieren. Abbildung 6 zeigt weiter-
hin deutliche Niveauunterschiede zwischen Ost und West 
im Pro-Kopf-BIP auf Kreisebene für das Jahr 2014. Während  
urbane Zentren wie Leipzig oder Jena als Leuchttürme in 
der wirtschaftlichen Entwicklung zu erkennen sind, sam-
meln sich insbesondere die ländlichen Regionen im unte-
ren Viertel der wirtschaftsstärksten Kreise. Interessanter-
weise sind die wirtschaftsschwächsten Kreise jedoch nicht 
im Osten zu finden, sondern liegen mit der Südwestpfalz 
(14.945 Euro), Kusel (15.411 Euro) und dem Rhein-Pfalz-
Kreis (16.217 Euro) allesamt in Rheinland-Pfalz. Die Top 3 
auf Bundesebene sind Wolfsburg (136.531 Euro), Ingolstadt 
(123.014 Euro) und München (99.343 Euro).
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3 Haushalte gestern und heute

nach Haushaltstypen. In der ersten Dimension unterschei-
den wir zwischen Single- und Mehrpersonenhaushalten. 
Des Weiteren ziehen wir die Altersstruktur des Haushalts 
in Betracht, indem wir zwischen Haushalten unterschei-
den, in denen mindestens ein oder aber kein Mitglied älter 
als 65 Jahre ist. Bei den jungen Mehrpersonenhaushalten 
unterscheiden wir wiederum noch einmal zwischen Haus-
halten ohne und mit Kindern unter 18 Jahren. Innerhalb 
dieser Gruppe erfassen wir noch einmal separat alleinerzie-
hende Haushalte. Tabelle 1 fasst diese Einteilung zusammen. 

In der ersten Phase der Sozialen Marktwirtschaft lag der 
Anteil der Haushalte mit Mitgliedern unter 65 Jahren und 
Kindern (Typ 5) noch bei 40,7 Prozent (Abbildung 7). Dabei 
stellten alleinerziehende Haushalte (Typ 6) die absolute 
Minderheit dar (1,7 %). Mehrpersonenhaushalte ohne Kin-
der (Typ 4) hatten einen Anteil von 23,6 Prozent, und ältere 
Mehrpersonenhaushalte (Typ 3) kamen auf 14,7 Prozent. 
Single-Haushalte unter 65 (Typ 2) hatten einen Anteil von 
12,4 und solche über 65 (Typ 1) einen Anteil von 6,5 Pro-
zent. Über die zweite Phase der Sozialen Marktwirtschaft 
waren bereits zwei grundlegende Veränderungen zu beob-
achten. Zum einen ging der Anteil der Mehrpersonenhaus-
halte mit Kindern zurück. Zum anderen stieg der Anteil der 
Single-Haushalte mit ausschließlich Senioren. 

Im Rahmen der skizzierten Entwicklung wirtschaftlicher 
Indikatoren hat sich auch die Struktur und Zusammenset-
zung der Haushalte in der Bundesrepublik Deutschland im 
Laufe der Zeit verändert. Insbesondere die Altersstruktur, 
der Anteil der Haushalte mit Migrationshintergrund und  
die Anzahl der Kinder haben sich seit Gründung der Bun-
desrepublik teilweise deutlich verändert. Auch die Beschäf-
tigungsverhältnisse und der Anteil weiblicher Arbeitnehmer 
in den Haushalten stellen sich heute deutlich anders dar als 
noch in den 1960er Jahren. Diese Entwicklungen stellen die 
aktuelle Politik vor verschiedene Herausforderungen. Hat 
man bei Einführung des umlagefinanzierten Rentensystems 
noch mit hoher und konstanter Fertilität gerechnet, so 
muss aufgrund des demographischen Wandels heute über 
die Zukunftsfähigkeit dieses Systems diskutiert werden.3

3.1 Soziodemographische Struktur

Zum Zweck einer ersten Einordnung der soziodemogra-
phischen Entwicklung, segmentieren wir die Bevölkerung 

3 Die Ergebnisse dieses Kapitels decken sich größtenteils mit denen der 
offiziellen Berichterstattung (vgl. IAW und ZEW 2016). Geringe Ab-
weichungen ergeben sich aus leicht unterschiedlichen Definitionen im 
Zuge der Harmonisierung der Datengrundlage des SOEP und der EVS.

TABELLE 1: Einteilung in Haushaltstypen

Haushaltstyp Beschreibung

Typ 1 Single-Haushalt, über 65 Jahre

Typ 2 Single-Haushalt, unter 65 Jahre

Typ 3 Mehrpersonen-Haushalt, mindestens ein Haushaltsmitglied über 65 Jahre

Typ 4 Mehrpersonen-Haushalt, alle Haushaltsmitglieder unter 65 Jahre, ohne Kinder

Typ 5 Mehrpersonen-Haushalt, alle Haushaltsmitglieder unter 65 Jahre, mit Kindern

Typ 6 Mehrpersonen-Haushalt, alle Haushaltsmitglieder unter 65 Jahre, mit Kindern, alleinerziehend

Quelle: Eigene Darstellung. 
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ABBILDUNG 7: Altersstruktur der Haushalte in der BRD, 1962 – 2015

TABELLE 2: Haushaltscharakteristika über die Zeit, Gesamtbevölkerung

1984/1985 1991/1992 2005/2006 2014/2015

Altersstruktur

Anzahl der erwachsenen Haushaltsmitglieder 2,25 2,16 2,00 1,99

Anteil 18 – 30 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 25,23 % 24,60 % 16,14 % 15,17 %

Anteil 31 – 50 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 40,18 % 39,88 % 45,27 % 37,53 %

Anteil 51 – 64 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 18,59 % 17,91 % 18,07 % 23,31 %

Anteil über 65 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 15,99 % 17,61 % 20,53 % 23,99 %

Anzahl Minderjähriger im Haushalt 0,83 0,78 0,70 0,63

Anteil 0 – 3 Jahre an Kindern im Haushalt 16,40 % 22,98 % 16,72 % 17,57 %

Anteil 4 – 11 Jahre an Kindern im Haushalt 35,06 % 44,04 % 42,74 % 41,99 %

Anteil 12 – 17 Jahre an Kindern im Haushalt 48,54 % 32,98 % 40,54 % 40,23 %

Sozioökonomische Charakteristika

Anteil Frauen an erwachsenen Haushaltsmitgliedern 53,51 % 53,57 % 54,07 % 53,72 %

Anteil Haushaltsmitglieder mit ausländischer Nationalität 6,87 % 5,93 % 7,32 % 8,32 %

Anteil Haushaltsmitglieder mit Behinderungen 9,96 % 10,45 % 10,98 % 11,88 %

Anteil Verheirateter an Erwachsenen im Haushalt 59,34 % 61,34 % 55,11 % 50,07 %

Anteil Uni- / FH-Absolventen an Erwachsenen im Haushalt 7,98 % 11,19 % 15,42 % 20,29 %

Anteil Erwachsener mit höchst. Berufsausbildung / Abitur 60,82 % 59,92 % 58,01 % 53,47 %

Anteil Erwachsener mit weniger als Berufsausbildung / Abitur 30,36 % 24,61 % 17,12 % 14,92 %

Anteil Wohnort Ostdeutschland 0,00 % 10,87 % 17,85 % 16,93 %

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis von SOEP (v32). 

Haushaltsanteil, in Prozent:  Single, alt  Single, jung  Mehrpersonenhaushalt, alt  Mehrpersonenhaushalt, jung, ohne Kinder 

 Mehrpersonenhaushalt, jung, mit Kindern   Mehrpersonenhaushalt, jung, mit Kindern, alleinerziehend  

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32) . 
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In der dritten Phase der Sozialen Marktwirtschaft geht  
der Anteil der jungen Haushalte mit Kindern zurück, ins- 
besondere nach der Wiedervereinigung. Lag deren Anteil  
im Jahr 1983 noch bei 28,8 Prozent, geht er bis auf 15,5 Pro- 
zent im Jahr 2015 zurück. Dieser Rückgang vollzieht sich in 
besonderem Maße zugunsten älterer Mehrpersonenhaus-
halte. Des Weiteren lassen sich steigende Anteile bei Single- 
Haushalten und Alleinerziehenden festhalten. Der Anteil 
letzterer Gruppe stieg von 2,0 Prozent zur Zeit der Wieder- 
vereinigung auf 3,7 Prozent in der letzten Beobachtungs-
periode. Jenseits der definierten Haushaltstypen kann eine 
noch feingliedrigere Untersuchung auf Basis des SOEP 
durchgeführt werden. Hier lässt sich über den Untersu-
chungszeitraum ein deutlicher Rückgang der Haushalts-
größe verzeichnen (Tabelle 2). Lebten 1984/1985 noch 
durchschnittlich 2,25 Erwachsene und 0,83 Kinder in 
einem Haushalt, so sind es 2014/2015 im Schnitt nur noch 
1,99 Erwachsene und 0,63 Kinder. 

Auch in der Haushaltsstruktur lassen sich Veränderungen 
erkennen. So ist der Anteil der Altersklassen bis 50 Jahre 
durchgängig rückläufig. Gleichzeitig nehmen der durch-
schnittliche Anteil der Personen zwischen 51 und 64 Jah-
ren sowie der Anteil der Personen über 65 Jahre zu. Waren 
1984/1985 pro Haushalt 16 Prozent der erwachsenen Haus-

haltsmitglieder über 65 Jahre alt, so sind es 2014/2015 
bereits circa 24 Prozent. Diese Zahlen bestätigen somit die 
in Abbildung 7 erkennbaren Veränderungen in der demo-
graphischen Struktur. Zugleich ist ein Trend zu mehr Bil-
dung erkennbar. So ist der Anteil der Erwachsenen, die 
weder über ein Abitur, noch über eine Berufsausbildung 
verfügen, seit der ersten Untersuchungsperiode 1984/1985 
rückläufig. Im selben Zeitraum hat sich der Anteil der 
Hochschulabsolventen von durchschnittlich acht auf über 
20 Prozent der erwachsenen Personen pro Haushalt mehr 
als verdoppelt. Ebenfalls auffällig ist ein seit 1991/1992 
abnehmender Anteil verheirateter Personen. Während 
1991/1992 im Schnitt noch 59 Prozent der Personen pro 
Haushalt verheiratet waren, so sind es 2014/2015 Personen 
nur noch 50 Prozent. Neben der durchschnittlichen Zusam-
mensetzung erlaubt uns das SOEP, auch die Entwicklung 
von Haushalten an markanten Punkten der Einkommens-
verteilung nachzuvollziehen.

3.2 Haushalte in den oberen zehn Prozent

Tabelle 3 stellt die Charakteristika für Haushalte dar, die zu 
den oberen zehn Prozent der Einkommensverteilung gehö-
ren. Auch für diese Haushalte lässt sich eine rückläufige 

TABELLE 3: Haushaltscharakteristika über die Zeit, Top 10 Prozent

1984/1985 1991/1992 2005/2006 2014/2015

Altersstruktur

Anzahl der erwachsenen Haushaltsmitglieder 2,21 2,20 2,02 2,05 

Anteil 18 – 30 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 17,20 % 16,56 % 8,38 % 8,12 %

Anteil 31 – 50 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 45,58 % 50,77 % 44,93 % 38,08 %

Anteil 51 – 64 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 26,57 % 21,87 % 30,26 % 35,27 %

Anteil über 65 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 10,65 % 10,80 % 16,43 % 18,53 %

Anzahl Minderjähriger im Haushalt 0,49 0,47 0,42 0,38 

Anteil 0 – 3 Jahre an Kindern im Haushalt 12,48 % 20,57 % 12,42 % 17,42 %

Anteil 4 – 11 Jahre an Kindern im Haushalt 31,42 % 38,72 % 44,79 % 38,08 %

Anteil 12 – 17 Jahre an Kindern im Haushalt 56,10 % 40,70 % 42,79 % 44,49 %

Sozioökonomische Charakteristika

Anteil Frauen an erwachsenen Haushaltsmitgliedern 48,66 % 47,63 % 48,89 % 48,34 %

Anteil Haushaltsmitglieder mit ausländischer Nationalität 2,12 % 1,60 % 4,51 % 3,72 %

Anteil Haushaltsmitglieder mit Behinderungen 8,86 % 7,85 % 8,81 % 7,52 %

Anteil Verheirateter an Erwachsenen im Haushalt 68,09 % 65,02 % 62,13 % 60,17 %

Anteil Uni- / FH-Absolventen an Erwachsenen im Haushalt 24,29 % 30,08 % 41,91 % 50,84 %

Anteil Erwachsener mit höchst. Berufsausbildung / Abitur 61,51 % 54,50 % 44,54 % 34,25 %

Anteil Erwachsener mit weniger als Berufsausbildung / Abitur 13,48 % 8,27 % 5,36 % 3,74 %

Anteil Wohnort Ostdeutschland 0,00 % 1,15 % 5,90 % 6,91 %

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis von SOEP (v32). 
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Haushaltsgröße beobachten. Lebten 1984/1985 im Schnitt 
noch 2,21 Erwachsene und 0,49 Kinder in einem Haushalt, 
so sind es 2014/2015 noch 2,05 Erwachsene und 0,38 Kin-
der. Einkommensstärkere Haushalte sind tendenziell also 
kinderärmer als der Bevölkerungsdurchschnitt. Zudem wird 
bei Haushalten am oberen Ende der Einkommensverteilung 
die demographische Entwicklung hin zu älteren Haushalten 
sichtbar. So ist der Anteil der Haushaltsmitglieder über 50 
Jahre zwischen 1984/1985 und 2014/2015 deutlich gestiegen. 

Mit einem Anteil von fast 51 Prozent verfügen im Jahr 
2014/2015 vergleichsweise viele Haushaltsmitglieder eines 
durchschnittlichen Haushalts im oberen Einkommensdezil 
über einen Hochschulabschluss. Dieser Anteil hat im Zeitver-
lauf zugenommen. Zugleich ist der Anteil der Haushaltsmit-
glieder, die weder Abitur noch eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung aufweisen, gesunken. So lag dieser im Zeitraum 
2014/2015 bei einem Wert von weniger als vier Prozent. Dies 
weist auf einen stärker werdenden Zusammenhang von for-
maler Bildung und erzieltem Einkommen hin. Ebenfalls auf-
fällig ist, dass Haushalte am oberen Ende der Einkommens-
verteilung kaum in Ostdeutschland anzutreffen sind. So lag 
der Anteil der Haushalte mit Einkommen im oberen Dezil 
und Wohnsitz in Ostdeutschland in den Jahren 2014/2015 
lediglich bei sieben Prozent. Zudem ist der Anteil der Haus-

haltsmitglieder mit ausländischer Nationalität im Vergleich 
zu dem in Haushalten anderer Einkommensklassen über-
durchschnittlich niedrig.

3.3 Haushalte in den unteren 40 Prozent

Auch für Haushalte mit einem Haushaltseinkommen inner-
halb der unteren 40 Prozent der Einkommensverteilung  
lassen sich die grundlegenden Trends zu kleineren und 
älteren Haushalten, weniger Kindern und höheren Bildungs- 
abschlüssen wiederfinden (Tabelle 4). 

Im Vergleich mit dem durchschnittlichen Haushalt sind die 
Haushalte in den unteren 40 Prozent der Einkommensver- 
teilung kleiner und haben mehr Kinder. Eine mögliche Er- 
klärung hierfür ist, dass sich am unteren Ende der Einkom-
mensverteilung überdurchschnittlich viele Single-Haus-
halte und Alleinerziehende finden. Während der Anteil an 
Haushaltsmitgliedern mit Hochschulabschluss um etwa 
40 Prozentpunkte geringer ausfällt, ist der Anteil von 
Haushaltsmitgliedern ohne Abitur oder Berufsausbildung 
um etwa 21 Prozentpunkte höher. Die Tendenz zu älte-
ren Haushalten ist jedoch auch hier beobachtbar: Während 
die Anteile nahezu aller Altersgruppen zurückgehen, ist der 

TABELLE 4: Haushaltscharakteristika über die Zeit, untere 40 Prozent

1984/1985 1991/1992 2005/2006 2014/2015

Altersstruktur

Anzahl der erwachsenen Haushaltsmitglieder 2,09 1,98 1,91 1,88 

Anteil 18 – 30 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 26,18 % 26,38 % 21,51 % 19,79 %

Anteil 31 – 50 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 36,18 % 35,49 % 41,00 % 35,39 %

Anteil 51 – 64 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 15,87 % 14,04 % 13,75 % 18,03 %

Anteil über 65 Jahre an Erwachsenen im Haushalt 21,77 % 24,09 % 23,72 % 26,79 %

Anzahl Minderjähriger im Haushalt 1,02 0,99 0,82 0,76 

Anteil 0 – 3 Jahre an Kindern im Haushalt 18,34 % 24,95 % 18,68 % 18,53 %

Anteil 4 – 11 Jahre an Kindern im Haushalt 38,55 % 47,76 % 42,26 % 44,68 %

Anteil 12 – 17 Jahre an Kindern im Haushalt 43,11 % 27,29 % 39,06 % 36,71 %

Sozioökonomische Charakteristika

Anteil Frauen an erwachsenen Haushaltsmitgliedern 58,36 % 59,31 % 58,57 % 57,27 %

Anteil Haushaltsmitglieder mit ausländischer Nationalität 9,94 % 8,25 % 10,96 % 13,27 %

Anteil Haushaltsmitglieder mit Behinderungen 11,26 % 12,16 % 11,92 % 14,38 %

Anteil Verheirateter an Erwachsenen im Haushalt 55,13 % 57,89 % 47,61 % 42,81 %

Anteil Uni- / FH-Absolventen an Erwachsenen im Haushalt 2,95 % 6,34 % 6,95 % 9,94 %

Anteil Erwachsener mit höchst. Berufsausbildung / Abitur 54,78 % 57,53 % 56,57 % 54,33 %

Anteil Erwachsener mit weniger als Berufsausbildung / Abitur 41,24 % 32,88 % 26,79 % 24,93 %

Anteil Wohnort Ostdeutschland 0,00 % 20,52 % 24,61 % 22,24 %

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis von SOEP (v32)
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Anteil der Haushaltsmitglieder über 50 Jahre seit 1984/1985 
gestiegen. Zugleich ist der Anteil der in Ostdeutschland 
lebenden Haushalte am unteren Ende der Einkommens-
verteilung wesentlich höher als in anderen Einkommens-
schichten. Gering verdienende Haushalte sind somit eher in 
Ostdeutschland anzutreffen. Zusammenfassend lässt sich 
sagen, dass sich in allen Einkommensklassen eine Bewe-
gung hin zu kleineren Haushaltsgrößen sowie zu höheren 
Bildungsabschlüssen konstatieren lässt. Die absolute Aus-
prägung dieser Merkmale variiert jedoch über die betrach-
teten Einkommensgruppen. So ist festzuhalten, dass Haus-
haltsmitglieder am oberen Ende der Einkommensverteilung 
tendenziell höhere Bildungsabschlüsse haben. Zugleich sind 
solche Haushalte überdurchschnittlich oft in Westdeutsch-
land vertreten, während sich am unteren Ende der Einkom-
mensverteilung vermehrt Haushalte mit Wohnort in Ost-
deutschland finden.

3.4 Beschäftigungsverhältnisse 

Neben den soziodemographischen und sozioökonomischen 
Charakteristika unterliegen auch die Beschäftigungskon-
stellationen teilweise großen Schwankungen über die Zeit 
(Abbildung 8). Zunächst sticht hier vor allem die anteils-

mäßige Rückentwicklung des klassischen Einverdiener-
haushalts mit Vollzeitarbeitsstelle ins Auge, die mit  
sich ändernden Geschlechterrollen und einer stärkeren 
Lastenverteilung zwischen Mann und Frau in Heim-  
und Erwerbsarbeit konsistent ist. Weiterhin verlieren die 
Mehrverdienerhaushalte, in denen alle Mitglieder vollzeit-
beschäftigt sind, an Boden.

Gegenläufige Tendenzen lassen sich für die Haushalte ohne 
jegliche Erwerbstätigkeit sowie für Haushalte mit mehreren 
Teilzeittätigen beobachten. Während der Anstieg der ersten 
Gruppe vor allem als Effekt der demographischen Entwick-
lung hin zu älteren Haushalten zu interpretieren ist, spricht 
der Anstieg der zweiten Gruppe für eine strukturelle Verän-
derung des Arbeitsmarktes weg von Vollzeitbeschäftigung 
hin zu zunehmender Teilzeitbeschäftigung. Dies wird auch 
durch die Zugewinne des Anteils „gemischter Haushalte“, 
in denen sich sowohl Teil- als auch Vollzeitarbeitende fin-
den, bis ins Jahr 2002 untermauert. Insgesamt sprechen 
diese Tendenzen für eine Verringerung der Einkommens- 
ungleichheit innerhalb der Haushalte, da die Erwerbsarbeit  
und somit auch das Einkommen auf mehrere Schultern 
verteilt werden. Gleichzeitig deuten sie allerdings auch auf 
eine größere Ungleichheit über alle Haushalte hinweg hin, 
da die Vollzeitbeschäftigung relativ an Bedeutung verliert.

ABBILDUNG 8: Beschäftigungsstruktur der Haushalte, 1984 – 2015

Haushaltsanteil, in Prozent:  Nicht erwerbstätig  Ein- / Mehrverdiener (Teilzeit)  Einverdiener (Vollzeit)  Mehrverdiener (Teil- / Vollzeit) 

 Mehrverdiener (Vollzeit)  n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10) 

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32) . 
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4 Ungleichheit bei Einkommen und Vermögen

des SOEP verschiedene Perioden der Ungleichheitsentwick-
lung ausgemacht werden.

Eine erste Periode steigender Ungleichheit ist in den Jah- 
ren um die deutsche Wiedervereinigung zu verzeichnen.  
So springt der Gini-Koeffizient zwischen 1990 und 1991 von 
0,246 auf 0,259 Punkte. Wie in der weiteren Analyse deut-
lich gemacht wird, ist dies vor allem mit der regionalen  
Disparität zwischen den neuen Bundesländern und dem  
Altbundesgebiet zu begründen. Die zurückgehende Un- 
gleichheit in den 1990er Jahren ist daher vor allem auf den 
wirtschaftlichen Aufholprozess des Ostens zurückzufüh-
ren. Die ersten zehn Jahre des neuen Jahrtausends hinge-
gen waren eine Periode wachsender Einkommensungleich-
heit. Von 1998, dem Jahr vor der Einführung des Euro, bis 
zum Vorabend der Finanzkrise stieg der Gini-Koeffizient 
von rund 0,247 auf 0,291 Punkte, um sich in der Folge auf 
diesem Niveau zu stabilisieren. Im Folgenden wenden wir 
uns nun einer genaueren Beschreibung dieser Entwicklun-
gen zu.

4.1 Einkommensarten

In einem ersten Schritt wollen wir untersuchen, inwiefern 
die Entwicklungen in den verfügbaren Einkommen Ergeb-
nis eines Marktgeschehens oder aber auf Reformen in den 
wohlfahrtsstaatlichen Institutionen der BRD zurückzu-
führen sind. Zu diesem Zweck differenzieren wir in Abbil-
dung 10 nach Arbeitseinkommen (Markteinkommen), Ein-
kommen nach Transferzahlungen und dem verfügbaren 
Einkommen nach Steuern und Transfers. Der Unterschied 
zwischen den ersten beiden Einkommenskategorien bildet 
den umverteilenden Einfluss staatlicher Transferzahlungen 
ab, während die Differenz zwischen den letzteren Einkom-
menskategorien als Umverteilungseffekt von Einkommens-
steuern interpretiert werden kann. Der Gesamtunterschied 
zwischen Arbeitseinkommen und verfügbaren Einkom-
men indiziert also die Fähigkeit des Wohlfahrtsstaats, der 
Ungleichheit entgegenzuwirken. 

Wie zu Beginn der Studie erläutert, ist die Beteiligung aller 
Bürger an den Früchten der wirtschaftlichen Entwicklung 
ein zentrales Ziel der Sozialen Marktwirtschaft. Deswegen 
ist es notwendig, neben der wirtschaftlichen Leistungsfä-
higkeit auch die Verteilung von Einkommen und Vermögen 
zu betrachten. Erst dann kann überprüft werden, inwiefern 
die Kritik, die mitunter an der Funktionsfähigkeit der Sozi-
alen Marktwirtschaft geäußert wird, zutrifft. Zur Beschrei-
bung des Zusammenspiels von Wachstum und Ungleichheit 
wird zunächst die Entwicklung dieser Größen in Deutsch-
land im Zeitverlauf dargestellt. Dabei gehen wir auf hetero- 
gene Entwicklungen zwischen Einkommensgruppen und 
Haushaltstypen sowie regionale Disparitäten ein.

Abbildung 9 zeigt die Entwicklung der Ungleichheit in  
verfügbaren Haushaltseinkommen4 in der Beobachtungs-
periode 1962 bis 2014 auf Basis der EVS sowie des SOEP.  
Als Ungleichheitsmaß dient uns – sofern nicht anders 
angegeben – der Gini-Koeffizient, der den Minimalwert 0 
bei einer vollkommenen Gleichverteilung des Einkommens 
annimmt. Hingegen würde er den Maximalwert 1 anneh-
men, sollte sich das gesamte Einkommen in einem Haus-
halt konzentrieren. Im Zeitverlauf lässt sich eine u-förmige 
Entwicklung feststellen, deren Talsohle Mitte der 1980er 
Jahre erreicht wurde. 

In der Folge beobachten wir einen moderaten Anstieg um 
rund 0,060 Punkte bis ins Jahr 2014. Während die spärli-
chen Beobachtungspunkte vor 1983 genauere Rückschlüsse 
auf bestimmende Faktoren erschweren, können auf Basis 

4 Wir definieren Haushaltseinkommen als Äquivalenzeinkommen,  
die den Einfluss der Haushaltsgröße mit in Betracht ziehen. Das  
nominale Haushaltseinkommen wird mit einem Faktor skaliert, um 
das Einkommen zu errechnen, das jedes Haushaltsmitglied erzielen 
müsste, um einen dem gegenwärtigen Haushalt äquivalenten Lebens-
standard zu realisieren. In diesem Fall stützen wir uns auf die Äquiva-
lenzskala, die dem ersten Erwachsenen je Haushalt den Wert 1,0 zu-
ordnet sowie 0,5 für jeden weiteren Erwachsenen. Jedes Kind unter 
18 Jahren erhält den Wert 0,3. Hierbei weichen wir von der gängigen 
OECD-Äquivalenzskala ab, die jedem Kind unter 14 Jahren den Wert 
0,3 zuordnet. Dies ist auf das Fehlen von Informationen hinsichtlich 
der Existenz von Kindern unter 14 Jahren in den frühen Wellen der 
EVS zurückzuführen.
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ABBILDUNG 10: Ungleichheit nach Einkommensarten, 1962 – 2014

Gini-Koeffizient:  Arbeitseinkommen  Einkommen nach Transfers  Verfügbares Einkommen  

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32), EVS (2016). 
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ABBILDUNG 9: Ungleichheit verfügbarer Haushaltseinkommen nach SOEP und EVS, 1962 – 2014

Gini-Koeffizient:  SOEP  EVS 

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32), EVS (2016). 
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der Einkommensanteil der Spitzenverdiener als ein weiteres  
Ungleichheitsmaß gelten, das in Abbildung 11 auf Basis der 
deutschen Einkommenssteuerdaten dargestellt wird.

Auch hier lässt sich eine u-förmige Entwicklung beobachten. 
Die Zeit des wirtschaftlichen Aufschwungs in Deutschland 
von 1950 bis 1966 war von einem sinkenden Einkommens-
anteil der oberen zehn bis ein Prozent geprägt. Lediglich  
die Top Ein-Prozent-Verdiener konnten sich diesem Trend 
widersetzen. Daran schloss sich eine Phase weitgehender  
Stagnation der oberen fünf bis ein Prozent bis Mitte der 
1980er Jahre an, in der der Anteil der Top Ein-Prozent-
Verdiener abnahm. Die oberen zehn bis fünf Prozent konn-
ten bereits ab 1965 deutlichere Zugewinne verzeichnen. 
Ab Mitte der 1990er Jahre stieg der Einkommensanteil der 
oberen fünf bis ein Prozent verglichen mit den oberen zehn 
bis fünf Prozent deutlich stärker und kontinuierlich an. 

Ein noch prägnanterer Anstieg lässt sich jedoch für das 
obere eine Prozent konstatieren. Zwei kurze Perioden des 
Rückgangs können dabei ausgemacht werden. Zum einen 
sank der Einkommensanteil hoher Einkommen während 
der Rezession zu Beginn der 2000er Jahre. Zum anderen 
kam es im Rahmen der Finanzkrise 2007 zu kurzzeitigen 
Verlusten für die Top Ein-Prozent-Verdiener. Die stärkere 
Reaktion des oberen einen Prozents auf reale sowie finanz-
wirtschaftliche Krisen spiegelt die zunehmende Bedeu-
tung von Kapitaleinkommen, Geschäftseinkommen sowie 
von Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit für das obere 
Ende der Einkommensverteilung wider.6 

Vergleicht man nun die Verläufe der Abbildungen 9 und 
11, so lässt sich erkennen, dass der Anstieg der Ungleich-
heit zwischen 2003 und dem Ausbruch der Finanzkrise mit 
einer Expansion des Anteils der Topverdiener zusammen-
fällt. Insgesamt legen diese Beobachtungen nahe, dass die 
beobachteten Ungleichheitstrends maßgeblich durch die 
Expansion hoher Einkommen relativ zur Gesamtbevölke-
rung getrieben werden.

Weitere Evidenz hierfür findet sich in Abbildung 12, die das 
Verhältnis von hohen zu niedrigen Einkommen am Bei-
spiel des 90/10-Perzentilverhältnisses darstellt. Auch hier 
lässt sich ein kontinuierlicher Anstieg ab Mitte der 1980er 
Jahre feststellen. Während im Jahr 1982 ein Haushalt am 
90. Perzentil über das 2,9-fache Einkommen des Haushalts 

6 Kapital-, Geschäfts- und selbstständiges Einkommen machen für die 
oberen 10 % bis 1 % weniger als 20 % des gesamten Einkommens aus. 
Auch innerhalb des oberen 1 % sind diese Einkommensarten hetero-
gen verteilt. Erst ab den oberen 0.5 % machen diese mehr als 50 % des 
Einkommens aus (vgl. Dell 2007).

Zunächst ist festzustellen, dass die Arbeitseinkommen, 
verglichen mit verfügbaren Einkommen, eine deutlich 
höhere Ungleichheit aufweisen, die über den Betrachtungs-
horizont deutlich zunimmt.5 Während Kapitaleinkommen 
ein starker Treiber für die Einkommen der oberen zehn 
Prozent der Einkommensverteilung sind, sind diese für die 
unteren 90 Prozent faktisch vernachlässigbar (vgl. Biewen 
et al. 2016; Jenderny und Bartels 2015).

Der Anstieg der Ungleichheit in verfügbaren Einkommen 
ist nicht nur weniger stark, auch weist diese ein deutlich 
geringeres Niveau auf. Daraus lässt sich ableiten, dass die 
wohlfahrtsstaatlichen Institutionen der BRD stark umver-
teilend wirken. So wird der Gini-Koeffizient in den Arbeits-
einkommen durch Steuern und Transferzahlungen um bis 
zu 50 Prozent gesenkt. Bemerkenswerterweise ist dieses 
Verhältnis im Zeitverlauf relativ konstant. 

Relativ gesehen erreicht der Wohlfahrtsstaat aktuell also 
das gleiche Maß an Umverteilung wie zu Beginn der Beob-
achtungsperiode. Dennoch ist er nicht in der Lage, dem 
Anstieg der Ungleichheit in den verfügbaren Haushaltsein-
kommen ab Mitte der 1980er Jahre Einhalt zu gebieten. Dies 
legt den Schluss nahe, dass der beobachtete Anstieg der 
Ungleichheit vor allem auf die Entwicklung in den Arbeits-
einkommen, nicht jedoch auf den Rückzug des Wohlfahrts-
staats, zurückzuführen ist.

Dies bedeutet natürlich nicht, dass sich die beobachtete 
Entwicklung frei vom Einfluss staatlicher Interventionen 
vollzieht. Schließlich beeinflussen gesetzliche Rahmenbe-
dingungen, wie zum Beispiel der Spitzensteuersatz oder 
der Mindestlohn, bereits die Verteilung der Arbeitseinkom-
men. Im Verhältnis zu einer gegebenen Verteilung in den 
Arbeitseinkommen ist der umverteilende Einfluss wohl-
fahrtsstaatlicher Instrumente in der BRD im Zeitverlauf 
jedoch sehr robust.

4.2 Einkommensgruppen

Eine im Zuge der Arbeiten von Piketty und Mitstreitern 
(Alvaredo et al. 2013) weitverbreitete Hypothese lautet, dass 
der beobachtete Trend einer zunehmenden Einkommens-
spreizung vor allem auf die Zugewinne der oberen Einkom-
mensklassen zurückzuführen ist. Dementsprechend kann 

5 Die Entwicklung der Ungleichheit in Arbeitseinkommen wird in der 
Literatur durch zunehmend ungleiche Entlohnung zwischen Firmen 
sowie Wirtschaftssektoren, heterogenen Charakteristika der Beschäf-
tigten sowie der rückläufigen Tarifbindung erklärt (vgl. Antonczyk et 
al. 2011; Fitzenberger 2012).
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ABBILDUNG 12: Hohe und niedrige Einkommen im Verhältnis, 1962 – 2014

P9010-Quotient:  Arbeitseinkommen  Verfügbares Einkommen  

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32) , EVS (2016), SIAB (7514). 

1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015

Wirtschaftswunder Nachfrageorientierung Angebotsorientierung

 

2

4

6

8

ABBILDUNG 11: Einkommensanteil der Spitzenverdiener, 1950 – 2010

Einkommensanteil, in Prozent:  Obere 10 – 5 Prozent  Obere 5 – 1 Prozent  Obere 1 Prozent  

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), World Wealth and Income Database (2016). 
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zent des jeweiligen Medianeinkommens erzielen.8 Der 
Anteil dieser Haushalte zeichnet über die Zeit ein umge-
kehrtes U nach, wobei um die Wiedervereinigung und die 
Jahre vor der Finanzkrise besonders starke Abwärtsbewe-
gungen festzustellen sind. Den größten relativen Anteil 
hatte die Mittelklasse während der zweiten und zum 
Anfang der dritten Phase der Sozialen Marktwirtschaft. 

Insgesamt sank der Anteil der Mittelklasse an den verfüg-
baren Haushaltseinkommen zwischen 1982 und 2014 von  
81 auf 73 Prozent. Noch deutlicher wird diese Entwicklung 
bei der Betrachtung der Löhne. Lag der Anteil in der zweiten 
Phase der Sozialen Marktwirtschaft noch bei 87,2 Prozent, 
so nahm er bis 2010 auf 69,7 Prozent ab. Lediglich nach der 
Wiedervereinigung stieg der Anteil kurzzeitig wieder an.

4.3 Wachstum über die Einkommensverteilung

Um einen allgemeinen Eindruck über die Verteilung des 
wirtschaftlichen Wachstums in der BRD zu erhalten, lohnt 
es sich außerdem, einen Blick auf sogenannte Wachstums- 

8 Das reale Medianeinkommen ist über den Betrachtungszeitraum von 
10.742 Euro im Jahr 1962 auf 20.212 Euro im Jahr 2015 gestiegen  
(eigene Berechnung. Datenquelle: SOEP (v.32) und EVS (2016)).

am 10. Perzentil verfügte, stieg dieses Verhältnis im Jahr 
2014 auf einen Quotienten von 3,6. Auch hier lassen sich im 
Besonderen die Zunahmen um die Wiedervereinigung sowie 
der ersten Dekade des neuen Jahrtausends ausmachen. 

Noch deutlicher tritt diese Entwicklung in den Arbeitsein-
kommen auf Basis der SIAB zu Tage.7 Während die Quo-
tienten für verfügbares Einkommen und Arbeitseinkom-
men bis Mitte der 1990er Jahre relativ parallel verliefen, 
koppelte sich das Arbeitseinkommen in der Folge nach 
oben hin ab. So stieg das 90/10-Perzentilsverhältnis auf 
einen Wert von 7,3 in der letzten Beobachtungsperiode. 
Dies untermauert die obige Feststellung, dass insbesondere 
die zunehmende Spreizung der Arbeitseinkommen für die 
beobachtete Ungleichheitsentwicklung bestimmend ist.

Während höhere Einkommensbezieher also ihren Anteil 
am Gesamteinkommen ausbauen konnten, zeigt der Anteil 
der Mittelschicht die exakt gegenläufige Bewegung (Abbil-
dung 13). Als Mittelschicht verstehen wir hier alle Haus-
halte, die verfügbare Einkommen zwischen 67 und 200 Pro- 

7 In der SIAB-Zeitreihe ist 1984/85 ein Bruch zu verzeichnen. Ab die-
sem Zeitpunkt werden auch Lohnsonderzahlungen in die Daten auf-
genommen.

ABBILDUNG 13: Anteil der Mittelschicht, 1962 – 2014

Einkommensanteil, in Prozent:  Arbeitseinkommen  Verfügbares Einkommen  

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016), SOEP (v.32) , EVS (2016). 
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inzidenzkurven zu werfen. Solche Kurven veranschaulichen 
die Einkommensentwicklung für verschiedene Einkommens- 
gruppen. Auf der X-Achse sind die Bevölkerungsperzentile  
der Einkommensverteilung abgetragen, während die Y-Achse  
die jährliche Wachstumsrate in Prozent angibt. Eine horizon- 
tale Linie entspräche also einer identischen Entwicklung der 
Einkommen für alle Einkommensklassen. 

Je steiler ansteigend die Kurve, desto ungleicher entwickeln 
sich die Einkommen zugunsten der reicheren Bevölkerungs-
schichten. In Abbildung 14 werden die Wachstumsinzidenz-
kurven für die Periode 1991 bis 2014, aufgeteilt nach Ost-, 
West-, und Gesamtdeutschland, dargestellt. Die gestrichel-
ten Linien zeigen das durchschnittliche Wachstum für die 
jeweilige Gesamtbevölkerung in diesem Zeitraum an. 

Auch hier bestätigt sich, dass sich das beobachtete Wirt-
schaftswachstum vor allem in Zugewinne höherer Ein-
kommensschichten übersetzt hat. So haben die höchs-
ten Einkommen im Durchschnitt jährlich über 1,3 Prozent 
gewonnen, während das durchschnittliche Wachstum bei 
lediglich 0,6 Prozent lag. Betrachtet man die Entwicklung 
differenziert für Ost- und Westdeutschland, zeigt sich, dass 
sich der Osten im Beobachtungszeitraum auf einem inklu-
siveren Wachstumspfad befand. So sind die Verluste der 

unteren Einkommensperzentile vor allem im Westen kon-
zentriert, wo die unteren 18 Prozent negative Wachstums-
raten zu verzeichnen hatten. In Ostdeutschland hingegen 
gilt dies nur für das unterste Perzentil. 

In Gänze bestätigt sich somit auch hier, dass in der Zeit 
nach der Wiedervereinigung bereits bestehende Einkom-
mensungleichheiten eher zementiert statt abgebaut wurden.

Zur Bewertung der Inklusivität des beobachteten Wirt-
schaftswachstums kann außerdem die Einkommensentwick-
lung der unteren 40 Prozent mit jener der Gesamtbevölke-
rung verglichen werden. Seit der Wiedervereinigung haben 
die Einkommen der unteren 40 Prozent durchgehend unter-
durchschnittlich am Gesamtwachstum partizipiert. Somit 
verfehlt die BRD also in diesem Zeitraum eines der von den 
Vereinten Nationen ausgegebenen Ziele zur nachhaltigen 
Entwicklung (vgl. UN Economic and Social Council 2016).

Für Westdeutschland ist auf Basis des SOEP eine länger-
fristige Betrachtung über die Periode 1983 bis 2014 möglich 
(Abbildung 15). Die Wachstumsrate lag in diesem Zeitraum 
insgesamt höher und die Verteilung der erzielten Gewinne 
fiel deutlich zugunsten der höheren Einkommensperzen-
tile aus. 

ABBILDUNG 14: Wachstumsinzidenz verfügbarer Haushaltseinkommen, 1991 – 2014

Jährliche Wachstumsrate, in Prozent:  Gesamt  West  Ost 

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: SOEP (v.32). 
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ABBILDUNG 15: Wachstumsinzidenz verfügbarer Haushaltseinkommen (Westdeutschland), 1983 – 2014

 Jährliche Wachstumsrate, in Prozent 

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: SOEP (v.32). 
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ABBILDUNG 16: Ungleichheit verfügbarer Haushaltseinkommen nach Haushaltstyp, 1962 – 2014

Gini-Koeffizient:  Single, alt  Single, jung  Mehrpersonenhaushalt, alt  Mehrpersonenhaushalt, jung, ohne Kinder 

 Mehrpersonenhaushalt, jung, mit Kindern  n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32), EVS (2016). 
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4.4 Haushaltsgruppen

Während die Betrachtung der verschiedenen Einkommens-
gruppen instruktiv ist, erlaubt sie keine Rückschlüsse auf die 
soziodemographische Struktur der Ungleichheitsentwicklung. 
Abbildung 16 zeigt die Ungleichheitsentwicklung in verfügba-
ren Haushaltseinkommen unter Rückgriff auf die in Tabelle 1 
definierten Haushaltstypen. Betrachten wir zunächst nur die 
Ungleichheitslevel der einzelnen Haushalte, so fällt auf, dass 
zwischen jungen Single-Haushalten tendenziell die größte 
Ungleichheit besteht. Während wir oben festgestellt haben, 
dass der Gini-Index für die verfügbaren Haushaltseinkom-
men der Gesamtbevölkerung auf bis zu 0,290 Punkte im Jahr 
2014 steigt (Abbildung 9), finden wir für diese Gruppe einen 
Anstieg auf bis zu 0,345 Punkte. 

Dies kann unter anderem mit Unterschieden im Karriere- 
zyklus dieser Gruppe erklärt werden. Nach unserer Defini- 
tion finden wir in dieser Gruppe sowohl Studenten ohne 
regelmäßiges Einkommen als auch alleinstehende Berufs-
tätige, die in der Blüte ihres beruflichen Lebenszyklus  
stehen. Im Vergleich hierzu bewegt sich die Ungleichheit 
innerhalb der älteren Single-Haushalte durchgängig auf 

einem Niveau von weniger als 0,300 Gini-Punkten. In  
dieser Gruppe ist davon auszugehen, dass die Mehrzahl der 
erfassten Haushalte sich bereits im Rentenalter befindet.

Neben der Ungleichheit innerhalb dieser Haushaltstypen  
lässt sich auch die Ungleichheit zwischen ihnen analysieren. 
Abbildung 17 legt nahe, dass dies gegenüber der Intragrup-
penungleichheit ein weniger wichtiger Faktor ist. Einerseits  
bewegt sich die Ungleichheit zwischen den Gruppen konstant  
auf einem Niveau von unter 0,100 Gini-Punkten. Anderer- 
seits ist die Entwicklung im Zeitverlauf viel geringeren 
Schwankungen unterworfen als die Ungleichheit innerhalb 
der Haushaltstypen. Somit muss die in Abbildung 9 darge-
stellte Fluktuation der Einkommensungleichheit im Zeit-
verlauf vor allem über Schwankungen innerhalb der Haus-
haltstypen erklärt werden. 

Da die Ungleichheit zwischen den Haushaltstypen sowohl 
durch deren Durchschnittseinkommen als auch deren rela-
tive Bevölkerungsanteile bestimmt wird, könnte die Kon-
stanz dieses Ungleichheitsmaßes auch durch sich aufhe-
bende Bewegungen dieser beiden Größen zu erklären sein. 
Beispielsweise könnte die Ungleichheit zwischen den ein-
zelnen Haushaltstypen konstant bleiben, wenn die Bevölke-
rungsanteile sich ungleich entwickelnder Gruppen schritt-

ABBILDUNG 17: Einfluss der demographischen Entwicklung, 1962 – 2014

Gini-Koeffizient:  Ungleichheit gesamt  Ungleichheit zwischen Haushaltstypen  Ungleichheit zwischen Haushaltstypen bei konstantem Einkommen  

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32) , EVS (2016). 
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weise zurückgehen. Um dieser Möglichkeit nachzugehen, 
zeigen wir in Abbildung 17 zusätzlich die Ungleichheit zwi-
schen den Haushaltstypen unter der Annahme, dass sich 
der jeweilige Durchschnittslohn der Haushaltstypen kon-
stant auf dem Niveau von 1962, also dem ersten Beobach-
tungsjahr, bewegt. 

Somit bleibt die relative Veränderung der Bevölkerungsan- 
teile dieser Gruppen die einzige Determinante der Ungleich- 
heit im Zeitverlauf. Während die Ungleichheit auf Basis 
gleichbleibender Durchschnittseinkommen nach 1962 ein 
wenig geringer ausfällt als die tatsächliche Ungleichheit 
zwischen den Haushaltstypen, sind die beiden Kurven in 
den letzten Perioden wieder beinahe deckungsgleich. Daher 
kann festgestellt werden, dass die demographische Ent-
wicklung der BRD, beispielsweise die Entwicklung hin zu 
Single-Haushalten, nicht als starker Treiber der Ungleich-
heitsentwicklung zu identifizieren ist.

4.5 Regionale Entwicklung

Die bisherigen Betrachtungen legen nahe, dass wirtschaft-
liche Unterschiede zwischen Ost und Westdeutschland  
eine wichtige Rolle bei der Entwicklung der Einkommensun-
gleichheit in der BRD spielen. Auch die politische und wirt-
schaftliche Entwicklung der USA in der jüngeren Vergan-
genheit zeigt, dass die regionale Dimension bei der Analyse 
von Ungleichheit nicht zu vernachlässigen ist (Autor et 
al. 2016). In Abbildung 18 betrachten wir die Entwicklung 
der Ungleichheit in den verfügbaren Haushaltseinkommen 
separat für West-, Ost-, und Gesamtdeutschland. 

Während sich die Ungleichheit innerhalb Ostdeutschlands 
zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung auf einem Niveau 
von 0,208 bewegte, lag diese in Westdeutschland bei über 
0,245 Gini-Punkten. In der Folge verlaufen die Kurven 
für West- und Gesamtdeutschland beinahe identisch. Dies 
ist vor allem dem größeren Bevölkerungsanteil in West-
deutschland zuzuschreiben, der somit die Gesamtentwick-
lung maßgeblich prägt. Ein besonderes Augenmerk sollte 
auf die Unterschiede in Ost und West ab der Jahrtausend-
wende gelegt werden.

ABBILDUNG 18: Ungleichheit verfügbarer Haushaltseinkommen in West-, Ost-, und Gesamtdeutschland, 1962 – 2014

Gini-Koeffizient:  Gesamt  West  Ost  

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32), EVS (2016). 
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Bis zum Ausbruch der Finanzkrise sind beide Regionen  
von steigender Ungleichheit gekennzeichnet. In der Folge 
stabilisiert sich diese in Westdeutschland, während in Ost-
deutschland die Einkommensungleichheit nach einer kur-
zen Übergangsphase wieder eine starke Aufwärtsbewegung 
zeigt. Dies ist vermutlich auf regionale Unterschiede in der 
Einkommensstruktur zurückzuführen. Das niedrige Vermö-
gensniveau in Ostdeutschland führt dazu, dass Kapitalein-
kommen einen geringeren Anteil des Gesamteinkommens 
ausmachen. 

Da die Finanzkrise vor allem Kapitaleigentümer und somit  
die höheren Einkommensschichten beeinträchtigte, dämpfte  
sie die Einkommensungleichheit in Westdeutschland stär-
ker als in Ostdeutschland. Insgesamt lässt sich für die Zeit 
nach der Wiedervereinigung eine leichte Konvergenz in den 
Ungleichheitsniveaus beider Regionen feststellen. Betrug 
der Unterschied der Gini-Koeffizienten zum Zeitpunkt der 
Wiedervereinigung noch rund 0,036 Punkte, schrumpfte er 
auf rund 0,034 Punkte in der letzten Beobachtungsperiode 
im Jahr 2014.

Während die geringeren Beobachtungszahlen im SOEP  
und in der EVS keine stärkere regionale Disaggregation 
ermöglichen, können wir mit der SIAB eine Betrachtung 

der Arbeitseinkommen auf Ebene von Stadt- und Landkrei-
sen vornehmen. Dies ermöglicht es uns, regionale Unter-
schiede in der Ungleichheitsentwicklung noch nuancier-
ter abzubilden. Im Rahmen dieser Betrachtungsweise lassen 
sich Ungleichheit zwischen und Ungleichheit innerhalb von 
Kreisen unterscheiden. Ungleichheit zwischen den Kreisen 
wird hier mittels des Gini-Koeffizienten der durchschnitt- 
lichen Arbeitseinkommen dargestellt (Abbildung 19). 

Parallel zum Anstieg der Ungleichheit in den verfügbaren 
Haushaltseinkommen, lässt sich auch auf Kreisebene ein 
Anstieg der Ungleichheit ab Mitte der 1980er Jahre feststel-
len. Auf Grund des niedrigeren Lohnniveaus in den Kreisen  
Ostdeutschlands versteht es sich von selbst, dass der Bei-
tritt der ostdeutschen Bundesländer zur Bundesrepublik  
einen drastischen Anstieg der Ungleichheit zwischen den 
Regionen zur Folge hatte, die jedoch durch den Aufholpro- 
zess der neuen Bundesländer in den Folgejahren stark ge- 
mildert wurde. Auch auf regionaler Ebene markiert die Zeit 
ab der Jahrtausendwende bis zur Finanzkrise eine Zeit stei-
gender Einkommensungleichheit (siehe auch Abbildung 9).

Diese aggregierte Darstellungsweise lässt sich durch eine 
regionale Betrachtung der Lohnentwicklung komplemen-
tieren. Abbildung 20 zeigt das Wachstum der Bruttolöhne  

ABBILDUNG 19: Ungleichheit mittlerer Bruttolöhne zwischen Kreisen, 1975 – 2010

Gini-Koeffizient:  Gesamt  West  Ost  

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SIAB (7514). 
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in Westdeutschland zwischen 1975 und 2010. Die höchsten  
durchschnittlichen Stundenlöhne wurden 1975 im Kreis 
Leverkusen (93,76 Euro) erzielt, während die niedrigsten  
Arbeitseinkommen im Kreis Cham (60,85 Euro) zu fin-
den waren. Preisbereinigt sind die Stundenlöhne in West-
deutschland zwischen 1975 und 2010 im Durchschnitt  
deutlich gestiegen. Den stärksten Anstieg zwischen 1975 
und 2010 findet man im Kreis Ingolstadt (74,07 %), wäh-
rend er in Peine (13,73 %) am niedrigsten ausfiel. Im Jahr 
2010 waren die höchsten Löhne in Erlangen (134,36 Euro) 
zu finden und die niedrigsten in Ostholstein (80,77 Euro). 

Die Kreise in Ostdeutschland können erst nach der Wieder-
vereinigung einbezogen werden. So lag etwa der niedrigste 
Durchschnittslohn 1992 im Erzgebirgskreis (51,62 Euro), 
während der höchste durchschnittliche Lohn in Potsdam 
zu finden war (65,38 Euro). Den stärksten Anstieg gab es 
im Kreis Teltow-Fläming (46,21 %), während er in Mans-
feld-Südharz (15,00 %) am niedrigsten ausfiel. Somit ist der 
durchschnittliche Stundenlohn im Jahr 2010 für Ostdeutsch-
land in Potsdam (93,79 Euro) am höchsten, während er im 
Altenburger Land (61,63 Euro) am niedrigsten ausfällt. 

Betrachtet man über denselben Zeitraum von 1992 bis 2010 
Kreise in Westdeutschland, so fällt auf, dass die preisberei-

ABBILDUNG 20: Wachstum der Bruttolöhne, 

1975 – 2010

ABBILDUNG 21: Wachstum der Lohnungleichheit, 

1975 – 2010

Das 4. Quartil beinhaltet die obersten 25 Prozent aller Kreise,  

geordnet nach Wachstum der Bruttolöhne im jeweiligen Zeitraum.  

Die weiteren Quartile sind analog in absteigendender Reihenfolge definiert. 

Quelle: Eigene Berechnung. 

Datenquelle: SIAB (7514).  

Das 4. Quartil beinhaltet die obersten 25 Prozent aller Kreise,  

geordnet nach Wachstum des Gini-Koeffizienten im jeweiligen Zeitraum.  

Die weiteren Quartile sind analog in absteigendender Reihenfolge definiert. 

Quelle: Eigene Berechnung. 

Datenquelle: SIAB (7514).  

ABBILDUNG 22: Wachstum der Lohnungleichheit, 

1992 – 2010

Das 4. Quartil beinhaltet die obersten 25 Prozent aller Kreise,  

geordnet nach Wachstum des Gini-Koeffizienten im jeweiligen Zeitraum.  

Die weiteren Quartile sind analog in absteigendender Reihenfolge definiert. 

Quelle: Eigene Berechnung. 

Datenquelle: SIAB (7514).  
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Wie inklusiv ist die Soziale Marktwirtschaft? 

Ungleichheit weiterhin in Erlangen (0,32) am höchsten, 
während sie im Vogelsbergkreis (0,21) am niedrigsten war.

Betrachtet man wiederum ausschließlich die ostdeutschen 
Kreise ab 1992, so war die Ungleichheit zunächst im Kreis 
Oberspreewald-Lausitz (0,16) am geringsten, während in 
der Oberhavel (0,19) die höchste Ungleichheit zu beobach-
ten war. Am stärksten nahm die Ungleichheit im Zeitraum 
1992 bis 2010 im Stadtkreis Potsdam (85,83 %) zu. Am 
unteren Ende der Skala befindet sich mit einem Zuwachs 
von 25,07 Prozent der Kreis Eichsfeld. Insgesamt legt die 
farbliche Unterlegung in Abbildung 22 nahe, dass die intra- 
regionale Ungleichheit in den ostdeutschen Stadt- und 
Landkreisen tendenziell stärker als im Altbundesgebiet 
gestiegen ist.

4.6 Vermögen

Im letzten Schritt unserer Betrachtung der Ungleichheit  
in der BRD wenden wir uns der Vermögensentwicklung zu. 
Abbildung 23 verdeutlicht, dass die Pro-Kopf-Nettoprivat- 
vermögen in der BRD seit 1950 kontinuierlich gewachsen  
sind. Phasen schwächeren Wachstums, beispielsweise 
Anfang der 2000er Jahre sowie in Folge der Finanzkrise, 

nigten Löhne über diesen Zeitraum nicht überall gestiegen 
sind. Zwar nahmen sie im Kreis Ingolstadt (25,9 %) weiter-
hin am stärksten zu, allerdings ist in der Grafschaft Bent- 
heim (– 6,17 %) ein deutlicher Rückgang zu beobachten.

Aus den bisherigen Analysen folgt, dass der Anstieg der 
Lohnungleichheit auf nationaler Ebene mit heterogenen 
wirtschaftlichen Entwicklungen einzelner Regionen zusam-
menfällt. Im Besonderen zeigt die farbliche Unterlegung in 
Abbildung 20, dass die Lohnentwicklung in den wirtschaft-
lich stärksten Regionen Bayerns und Baden-Württembergs  
am positivsten zu beurteilen ist. Neben der Entwicklung 
zwischen den Kreisen ist jedoch auch die Betrachtung der 
Einkommensentwicklung innerhalb dieser Raumeinhei-
ten von Bedeutung. Auch hier findet sich ein großes Maß an 
Heterogenität (Abbildungen 21 und 22).  

Gemessen am Gini-Koeffizienten war die Ungleichheit  
1975 in Erlangen (0,23) am höchsten und in Neumarkt  
in der Oberpfalz (0,16) am niedrigsten. Somit lagen zu die-
ser Zeit die Regionen mit der größten sowie der geringsten 
Ungleichheit in Bayern. Über den Zeitraum 1975 bis 2010  
ist die Ungleichheit in Groß-Gerau (79,42 %) am stärksten  
gestiegen, während sie in Eichstätt (3,29 %) den niedrigs-
ten Zuwachs hatte. Im letzten Beobachtungsjahr war die 

ABBILDUNG 23: Vermögensentwicklung, 1950 – 2013

Linke Skala, in Prozent:  Nettoprivatvermögen pro Kopf, n = 1954  

Rechte Skala, in Prozent: l Anteil der oberen 10 Prozent l Anteil der unteren 50 Prozent  l Anteil der unteren 40 Prozent   

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32), World Wealth and Income Database (2016). 
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übersetzen sich nicht in sinkende Vermögenswerte, son-
dern lediglich in geringere Steigerungsraten. Auch hier 
markiert die deutsche Wiedervereinigung einen signifikan-
ten Einschnitt. 

In diesem Jahr ist eine Verschiebung nach unten zu beob-
achten, die von der Tatsache herrührt, dass die privaten 
Vermögen in Ostdeutschland durchschnittlich viel geringer 
als im Westen waren. Der generell positive Trend setzt sich 
allerdings auch nach der Wiedervereinigung fort.

Ab dem Jahr 1993 liegen auf Basis der EVS regelmäßig 
detaillierte Vermögensdaten auf Mikroebene vor. Diese  
zeigen, dass der Vermögensanteil der oberen zehn Prozent  
seit 1993 von 44,7 auf 51,9 Prozent gestiegen ist. Über den 
gleichen Betrachtungszeitraum sind die Anteile der unteren 
50 bzw. 40 Prozent am Gesamtvermögen von 4,1 (1,8 %) auf 
ein Prozent (– 0,8 %) gesunken.9 Zusammengefasst lässt 
sich feststellen, dass die Oberen zehn Prozent über 50 Pro-
zent des Nettovermögens besitzen, während die unteren  
50 Prozent faktisch keinen Anteil am Gesamtvermögen 
haben. 

Über den Zeitraum der letzten 20 Jahre hat sich diese  
Diskrepanz eher noch ausgeweitet. Diese Betrachtung  
verdeutlicht, dass die Spreizung in den Vermögenswerten 
die Ungleichverteilung in den Einkommen um ein Viel- 
faches übertrifft.

9 Die negativen Anteile ergeben sich aus den negativen Nettovermögen 
der unteren 20 % (vgl. Ammermüller et al. 2005; IAW und ZEW 2016).
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5 Chancengerechtigkeit

Bei der Bewertung der Verteilung von Einkommen und  
Vermögen ist nicht nur der Level der Ungleichheit von 
Bedeutung, sondern auch, wie diese zustande gekommen 
ist. Viele Personen würden sagen, dass eine ungleiche Ver-
teilung von Einkommen und Vermögen besonders dann 
problematisch ist, wenn die Unterschiede zwischen den 
Menschen auf Merkmale zurückzuführen sind, die sich  
jenseits der Einflusssphäre des Einzelnen befinden. So fin-
den es beispielsweise viele Menschen verwerflich, dass eine 
Lohnlücke zwischen den Geschlechtern existiert, genauso 
wie sich viele Menschen gleiche Startbedingungen für alle 
Menschen wünschen, unabhängig davon, ob diese nun 
aus reichen oder armen Haushalten stammen. Umgekehrt 
stimmen viele Leute zu, dass Ungleichheit akzeptabel ist, 
wenn sie auf unterschiedlichen Anstrengungen der einzel-
nen Gesellschaftsmitglieder beruht.

Den normativen Standpunkt, Ungleichheit nur zu akzep- 
tieren, solange diese auf differenziellen Anstrengungen  
der Einzelpersonen fußt, fassen wir unter dem Stichwort 
Chancengerechtigkeit zusammen. Um zu erfassen, wie  
sich die Chancengerechtigkeit in der BRD im Zeitverlauf  
entwickelt hat, bestimmen wir, zu welchem Prozentteil  
sich die beobachtete Einkommensverteilung durch Fak- 
toren außerhalb des Einflussbereichs der Individuen erklä-
ren lässt. 

Zu jenen Faktoren, die wir in der Folge als externe Faktoren 
bezeichnen, zählen wir im Besonderen das Alter, die Aus-
bildung der Eltern, den Beruf der Eltern, ob die Personen in 
der Stadt oder auf dem Land aufgewachsen sind, die ethni-
sche Gruppenzugehörigkeit, die Körpergröße, den Wohnort 
(Ostdeutschland oder Westdeutschland) zum Zeitpunkt der 
Wiedervereinigung sowie das Geschlecht. 

Je größer der Prozentsatz an Ungleichheit ist, der durch 
diese Variablen erklärt werden kann, desto ungerechter 
sind Chancen verteilt; je niedriger dieser Prozentsatz ist, 
desto eher würde man von Chancengerechtigkeit sprechen. 
Abbildung 24 zeigt die Entwicklung dieses Maßes der Chan-

cengerechtigkeit für Arbeitseinkommen, Einkommen nach 
Transfers und verfügbares Einkommen.10

5.1 Einkommensarten

Es ist festzustellen, dass nur ein geringer Anteil der Un- 
gleichheit in den Arbeitseinkommen durch externe Fakto-
ren erklärbar ist. Der Sprung um die Wiedervereinigung ist 
dadurch zu erklären, dass wir den Wohnort zu diesem Zeit-
punkt explizit als externen, nicht zu beeinflussenden Fak-
tor anerkennen. In der Folge bedingten der wirtschaftliche 
Aufschwung des Ostens sowie die Migrationsbewegungen  
zwischen Ost und West wieder einen schrittweisen Anstieg 
der Chancengerechtigkeit. Ähnlich entwickelten sich die  
Einkommen nach Transfers, allerdings auf höherem 
Niveau. Der höhere Wert mag auf den ersten Blick kontra- 
intuitiv erscheinen, lässt sich jedoch leicht erklären. Staat-
liche Transferleistungen richten sich zu einem großen Teil 
nach anderen Charakteristika als die von uns beschriebe-
nen externen Faktoren. Dadurch sinkt die zu erklärende 
Ungleichheit sehr stark (siehe Abbildung 10), während der 
Erklärungswert der externen Faktoren in einem viel niedri-
geren Maß zurückgeht. 

10 Es ist anzumerken, dass die Berechnung von Chancengerechtigkeit 
sehr datenintensiv ist, da Informationen zu Einkommen und Ver- 
mögen der Individuen sowie detaillierte Informationen über die Her-
kunft der Individuen benötigt werden. In Deutschland wird nur das 
SOEP diesen Kriterien gerecht, weshalb sich unser Beobachtungszeit-
raum auf die Jahre 1983 bis 2014 beschränkt. Für die Berechnung wird 
die Bevölkerung auf Basis der genannten externen Faktoren in Typen 
eingeteilt. Die Gruppenungleichheit zwischen diesen Typen wird dann 
durch die gesamte Ungleichheit geteilt, um den prozentualen Anteil  
der Ungleichheit zu errechnen, der durch externe Faktoren erklärt 
werden kann. Die Methode basiert auf grundlegenden Arbeiten von 
Roemer (1998). Einen Überblick über die aktuelle Literatur liefern 
Roemer und Trannoy (2015) sowie Van de gaer und Ramos (2016). 
Der Vollständigkeit halber muss jedoch erwähnt werden, dass unser 
Messansatz eine obere Grenze für das Ausmaß an Chancengerechtig-
keit bzw. eine untere Grenze für das Ausmaß an Chancenungerech-
tigkeit darstellt. Das heißt, der wahre Wert der Chancengerechtigkeit 
liegt mit höchster Wahrscheinlichkeit unter dem gemessenen Wert, 
jedoch in keinem Fall darüber. Für eine methodische Diskussion  
zu Minimal- und Maximalwerten von Chancengerechtigkeit siehe 
Niehues und Peichl (2014).
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ABBILDUNG 25: Determinanten der Chancenungerechtigkeit in verfügbaren Haushaltseinkommen, 1983 – 2014

Anteil externer Faktoren, in Prozent:  Alter  Ausbildung Eltern  Beruf Eltern  Stadt / Land  Ethnische Gruppe  Größe  

 Ost / West  Geschlecht n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016), SOEP (v.32). 
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ABBILDUNG 24: Chancenungerechtigkeit nach Einkommensarten, 1983 – 2014
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Anteil externer Faktoren, in Prozent:  Arbeitseinkommen  Einkommen nach Transfers  Verfügbares Einkommen  

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32). 
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Abgesehen von der regionalen Zugehörigkeit zur Wieder-
vereinigung sind vor allem der Beruf sowie die Ausbildung 
der Eltern starke Determinanten der Chancengerechtigkeit 
in Deutschland. Das Alter hat hingegen im Zeitverlauf wäh-
rend der letzten Dekade zunehmend an Bedeutung verloren. 
Dies kann unter anderem auf einen durchschnittlichen  
Anstieg des Renteneintrittsalters zurückgeführt werden, 
der für eine Nivellierung der Einkommensunterschiede 
zwischen Alt und Jung sorgt. Ebenfalls haben die zuneh-
mende Erwerbsbeteiligung von Frauen sowie die Verringe- 
rung der Lohnlücke zwischen Männern und Frauen dazu 
geführt, dass der Einfluss des Geschlechts im Zeitverlauf 
konstant an Relevanz verloren hat.

5.3 Regionale Entwicklung

Zuletzt differenzieren wir noch einmal nach Chancen- 
gerechtigkeit in Ost-, West- und Gesamtdeutschland 
(Abbildung 26). Insgesamt sind externe Faktoren in Ost-
deutschland weniger starke Determinanten des verfüg-
baren Einkommens als in Westdeutschland. Der geringe 
Bevölkerungsanteil Ostdeutschlands führt jedoch dazu, 
dass die Gesamtentwicklung hauptsächlich durch die rele-
vanten Determinanten in Westdeutschland getrieben wird. 

Zusammengenommen resultiert dies in einem niedrigeren 
Wert für unser Maß der Chancengerechtigkeit. Diese Erklä-
rung betrifft auch das niedrigere Niveau an Chancengerech-
tigkeit im Hinblick auf verfügbare Haushaltseinkommen.

5.2 Determinanten

Um die Schwankungen im Zeitverlauf näher zu beleuchten, 
betrachten wir in Abbildung 25 die von uns bestimmten 
externen Faktoren im Einzelnen. Wie bereits oben ange-
deutet, ist der Wohnort zur Zeit der Wiedervereinigung ein 
herausragender Treiber der beobachteten Entwicklung. 1991 
lassen sich 15 Prozentpunkte von einem Gesamtmaß von 
25 Prozentpunkten auf diesen externen Faktor zurückfüh-
ren. Danach verliert er durch den wirtschaftlichen Aufhol-
prozess sowie Migrationsbewegungen zwischen Ost- und 
Westdeutschland an Bedeutung. Ab Ende der 1990er Jahre 
bis zum Vorabend der Finanzkrise scheint die Gebietszu-
gehörigkeit jedoch wieder an Bedeutung zu gewinnen. Die 
Finanzkrise führte zu einer Trendumkehr, die wie bereits 
oben durch die geringere Bedeutung von Kapitaleinkommen 
in Ostdeutschland zu begründen ist. 

ABBILDUNG 26: Chancenungerechtigkeit in verfügbaren Haushaltseinkommen in West-, Ost- und 

Gesamtdeutschland, 1983 – 2014

Anteil externer Faktoren, in Prozent:  Gesamt  West  Ost   

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32). 
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So bestätigt die nach Regionen differenzierte Betrachtung 
noch einmal die vorherige Diagnose, dass der Anstieg der 
Chancengerechtigkeit im Zuge der Finanzkrise vor allem 
auf die negative Entwicklung der im Westen konzentrierten 
Kapitaleinkommen zurückzuführen ist.
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6.2 Armutsdauer

Eine weitere Analysedimension ist die Persistenz von 
Armut (Abbildung 28).12 Hier betrachten wir im Besonde-
ren, wie viele Jahre ein Haushalt, der in einem Jahr unter 
die Armutsrisikoschwelle sinkt, im Zeitfenster der folgen-
den fünf Jahre unter dieser Einkommensgrenze bleibt. Zur 
Verdeutlichung der Interpretation: Rutschte ein ostdeut-
scher Haushalt im Jahr 2008 unter die Armutsschwelle, so 
verbrachte er bis 2014 rund 2,84 Jahre in Armut. Interes-
sant ist hier insbesondere der kontinuierliche Anstieg der 
Armutspersistenz ab Beginn der 1990er Jahre, der beinahe 
deckungsgleich für West-, Ost- und Gesamtdeutschland 
verläuft. 

Um die Jahrtausendwende entkoppelt sich jedoch die  
Entwicklung Ostdeutschlands. Während in dieser Region 
ein kontinuierlicher Anstieg bis kurz vor der Finanzkrise 
zu beobachten ist, sinkt die durchschnittliche Verweildauer 
unter der Armutsgrenze für Westdeutschland von 3,06 im 
1998 beginnenden Zeitfenster auf 2,94 Jahre in der Periode 
ab 2002. Die Verabschiedung der Agenda 2010 koinzidiert 
jedoch mit einem Wiederanstieg, der erst mit der wirt-
schaftlich dynamischen Periode ab 2005 sein Ende findet. 
Dennoch bleibt festzuhalten, dass auch in Westdeutsch- 
land die Armutsperioden länger werden. Einmal unter  
der Armutsschwelle, scheint es zunehmend schwerer,  
der Armut zu entkommen.

6.3 Haushaltsgruppen

Ein noch detaillierteres Bild kann durch die Untertei-
lung nach soziodemographischen Haushaltscharakteristika 
gezeichnet werden (Abbildung 29). Bei dieser Betrachtung 

12 Die hier gezeigten Ergebnisse zur Armutspersistenz basieren auf den 
Berechnungsmethoden präsentiert in Kyzyma (2014). Aufgrund der 
Datenanforderungen ist eine Berechnung der Armutspersistenz nur 
auf Basis des SOEP möglich und unsere Beobachtungsperiode auf den 
Zeitraum 1983 bis 2014 beschränkt.

6 Armut

Bei der Betrachtung der Einkommensverteilung kommt den 
untersten Perzentilen eine besondere Rolle zu. Während 
es ein sehr breites Spektrum an Meinungen bezüglich der 
angemessenen Verteilung von Einkommen und Vermögen 
gibt, definieren viele Menschen die Abwesenheit von Armut 
als ein wichtiges gesellschaftliches Ziel. In der folgenden  
Analyse behandeln wir Armut als relatives Konzept und 
definieren einen Haushalt als arm, sofern er weniger als 
60 Prozent vom Median des verfügbaren Haushaltseinkom-
mens verdient. Mit dieser Definition folgen wir dem sta-
tistischen Amt der Europäischen Union (Eurostat 2017).11 
Diese Grenze wird oftmals auch als Armutsrisikoschwelle 
bezeichnet, während der Anteil der Personen unter dieser 
Einkommensgrenze die Armutsrisikoquote darstellt.

6.1 Armutsquote

Abbildung 27 zeigt die Armutsrisikoquote im Zeitverlauf  
für West-, Ost-, und Gesamtdeutschland. Mit Hinblick auf 
die Armutsrisikoquote lässt sich eine relativ gleichförmige 
Aufwärtsbewegung im Zeitverlauf konstatieren. 

Des Weiteren ist der starke Rückgang der Armutsrisiko-
quote in Ostdeutschland im Zuge der wirtschaftlichen Kon-
vergenzbewegung dieser Region keine Überraschung. Der 
Rückgang in Ostdeutschland findet jedoch um die Jahr-
tausendwende sein Ende, gefolgt von einer schrittwei-
sen Zunahme der Armutsrisikoquote von rund 12,9 auf 
20,4 Prozent im Jahr 2006. Eine ähnliche Aufwärtsbewe-
gung, jedoch auf niedrigerem Niveau, lässt sich für West-
deutschland beobachten. In der letzten Beobachtungs-
periode sind 20,9 Prozent der erwachsenen Personen in 
Ostdeutschland und 14,2 Prozent der erwachsenen Perso-
nen in Westdeutschland in Haushalten unter der Armuts- 
risikoschwelle zu finden.

11 Die OECD beispielsweise definiert die Armutsschwelle bei 50 % vom 
Median des verfügbaren Äquivalenzeinkommens und wendet somit 
ein weniger strenges Kriterium an.
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ABBILDUNG 27: Armutsrisiko in West-, Ost- und Gesamtdeutschland, 1962 – 2014

Armutsrisikoquote, in Prozent:  Gesamt  West  Ost  

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32), EVS (2016). 

1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015

Wirtschaftswunder Nachfrageorientierung Angebotsorientierung

 

0

10

20

40

30

ABBILDUNG 28: Durchschnittliche Dauer von Armutsepisoden in West-, Ost-, und Gesamtdeutschland, 1983 – 2014

Jahre:  Gesamt  West  Ost n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10) 

Der letzte Datenpunkt liegt bereits im Jahr 2007, da die Betrachtung sieben Jahre vorausschaut.

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32).  
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verdeutlicht sich, dass insbesondere Single-Haushalte von 
Armut betroffen sind. Unter den Single-Haushalten lässt 
sich eine Trendumkehr nach Alter erkennen. Waren im Jahr 
1962 vor allem ältere Single-Haushalte von Armut betrof-
fen, weisen im Jahr 2014 die jüngeren Single-Haushalte 
mit beinahe 30 Prozent die höchste Armutsrisikoquote auf. 
Dies kann unter anderem mit der Expansion der univer-
sitären Ausbildung erklärt werden, die die Erzielung eines 
regelmäßigen Einkommens durchschnittlich in ein höheres 
Alter verlagert. Die Zurückdrängung der Altersarmut lässt 
sich auch für Mehrpersonenhaushalte beobachten, wobei 
sich für diesen Haushaltstyp ab Mitte der 2000er Jahre eine 
Trendumkehr zu einer höheren Armutsrisikoquote andeu-
tet. Die Ausschläge der Kurven für die älteren Haushalte um 
das Jahr der Wiedervereinigung herum deuten des Weiteren 
auf die problematische Eingliederung älterer ostdeutscher 
Haushalte in das marktwirtschaftliche System hin. 

ABBILDUNG 29: Armutsrisiko nach Haushaltstypen, 1962 – 2014

Armutsrisikoquote, in Prozent:  Single, alt  Single, jung  Mehrpersonenhaushalt, alt  Mehrpersonenhaushalt, jung, ohne Kinder 

 Mehrpersonenhaushalt, jung, mit Kindern n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32), EVS (2016). 
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Nachdem nun die Entwicklung der Sozialen Marktwirt-
schaft anhand verschiedener Indikatoren auf gesamtwirt-
schaftlicher und Haushaltsebene betrachtet wurde, sollen 
noch einmal ausgewählte Faktoren gemeinsam analysiert 
werden. Dies dient sowohl einem besseren Verständnis der 
dynamischen historischen Entwicklung als auch der ange-
messenen Einordnung der heutigen Lage.

Abbildung 30 zeigt zunächst die Entwicklung von Arbeitslo-
senquote, Armutsrisikoquote und Gini-Koeffizient vor dem 
Hintergrund unseres Analyserasters. Für die Zeit des Wirt-
schaftswunders lässt sich festhalten, dass Arbeitslosigkeit 
und relative Armut im historischen Vergleich eher gering 
waren, während die Ungleichheit im verfügbaren Einkom-

men eher hoch war. Der starke wirtschaftliche Aufschwung 
dieser Zeit sorgte demnach zwar für Vollbeschäftigung und 
eher geringe Armut, führte jedoch auch zu relativ hoher 
Ungleichheit. In der zweiten Phase der Sozialen Marktwirt-
schaft konnte die Ungleichheit trotz steigender Arbeits- 
losigkeit und Armutsrisikoquoten zurückgedrängt werden. 

Zu Beginn der Angebotsorientierung waren Arbeitslosigkeit, 
Ungleichheit und Armutsrisiko zunächst, bedingt durch  
die zweite Ölkrise, gestiegen. In der Folge entwickelten sich 
diese Indikatoren jedoch rückläufig, wobei insbesondere 
Ungleichheit und Armutsrisiko in der Periode um die Wie-
dervereinigung einen starken Schub erhielten. Unmittelbar 
nach der deutschen Wiedervereinigung gingen Ungleichheit 

7 Gemeinsame Betrachtung von Wachstum 

und Ungleichheit

ABBILDUNG 30: Arbeitslosigkeit, Ungleichheit und Armut, 1950 – 2016

Linke Skala, Prozent:  Arbeitslosigkeit  Armutsrisikoquote Rechte Skala, Gini-Koeffizient:  Ungleichheit in verfügbaren Einkommen   

n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32), EVS (2016). 
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und Armutsrisiko, bedingt durch den Aufholeffekt der ost-
deutschen Bundesländer, zunächst zurück. 

Diese Entwicklung wurde jedoch durch steigende Arbeits-
losenzahlen kontrastiert, die erst mit der vollen Einfüh-
rung der Hartz-Reformen im Jahr 2005 deutlich sanken. 
Während die Armutsrisikoquote bereits seit 2005 auf einem 
konstant hohen Niveau verbleibt, nimmt aktuell auch die 
Einkommensungleichheit zu.

Um die Inklusivität der wirtschaftlichen Entwicklung 
genauer darzustellen, wird die Analyse im Folgenden durch 
einen Indikator komplettiert, der Wachstum, Ungleichheit 
und Armut gemeinsam betrachtet.

7.1 Indikator für inklusiven Wohlstand

Die historische Entwicklung der Sozialen Marktwirtschaft 
ist sicherlich weitaus komplexer, als es ein einzelner Indi-
kator abzubilden vermag. Allerdings ist es durchaus inter-
essant, das Wirtschaftswachstum mit Armut und Ungleich-
heit ins Verhältnis zu setzen, um einen Indikator für deren 
gemeinsame Entwicklung zu erhalten. Wir betrachten die 
wirtschaftliche Entwicklung als inklusiv, sofern der mate-

rielle Wohlstand gleichmäßig bei allen Bevölkerungsschich-
ten ankommt. Unter dieser Maßgabe schlagen wir einen 
Indikator vor, der das Pro-Kopf-BIP um Ungleichheit und 
Armut korrigiert:

BIPinclusive = BIPpc * (1 − Gini) * (1 − Armutsrisikoquote)

Abbildung 31 zeigt den Verlauf des Indikators vor unse-
rem Analyseraster. Die erste Phase der Sozialen Marktwirt-
schaft zeigt einen starken Anstieg des Indikators, der vor 
allem durch die relativ hohen Wachstumsraten des Brutto-
inlandsprodukts getrieben ist. Einer weiterhin starken Auf-
wärtsbewegung in den 1980er Jahren folgt ein Rückgang 
mit der Wiedervereinigung. Wie oben dargestellt, ist dies 
auf das abnehmende Pro-Kopf-BIP aufgrund der Einglie-
derung des wirtschaftlich schwachen Ostens sowie auf stei-
gende interregionale Ungleichheit zurückzuführen. 

Im wiedervereinigten Deutschland vollzieht der Indikator 
weitgehend eine leicht steigende Seitwärtsbewegung. Dies 
bestätigt noch einmal die obige Diagnose, dass die robust 
positive wirtschaftliche Entwicklung in der BRD durch stei-
gende Armuts- und Ungleichheitswerte in ihrer inklusiven 
Wertigkeit gedämpft wird.

ABBILDUNG 31: Indikator für inklusives Wachstum, 1962 – 2014

  Korrigiertes BIP pro Kopf, in Euro n Veränderung preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (– 5 bis + 20 Prozent – siehe Abbildung 1, Seite 10)

Quelle: Eigene Berechnung. Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2016c), SOEP (v.32), EVS (2016). 
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8 Fazit

terschiede feststellen, bleibt jedoch auch mehr als 25 Jahre 
nach der Wiedervereinigung ein großer Unterschied zwi-
schen den Menschen aus Ost und West bestehen. Weiter-
hin scheint die sozioökonomische Stellung des Elternhau-
ses zunehmend an Bedeutung zu gewinnen.

Trotz des Beschäftigungsbooms in den letzten zehn Jahren  
findet man sowohl am aktuellen Rand als auch in der un- 
mittelbaren Zeit nach der deutschen Wiedervereinigung die 
höchsten Armutsquoten in unserem Betrachtungszeitraum.

Besonders kritisch ist in diesem Zusammenhang auch die 
Zunahme der Armutspersistenz zu betrachten, die seit  
Ende der 1980er Jahre in Deutschland stark gestiegen ist. 
Betrug die durchschnittliche Verweildauer unterhalb der 
Armutsrisikogrenze über einen Zeitraum von fünf Jahren 
1991 noch etwa 2,5 Jahre, so stieg sie im Zeitraum ab 2008 
auf über drei Jahre an. Bemerkenswerterweise zeigt eine 
genauere Betrachtung nach Haushaltsgruppen, dass es eine 
Trendumkehr bezüglich des Armutsrisikos gegeben hat. 
Während in der ersten Phase eher ältere Single-Haushalte 
von Armut bedroht waren, trifft dies am aktuellen Rand 
insbesondere für jüngere Single-Haushalte zu.

Eine zusammenfassende Bewertung der Entwicklung und 
Lage der Sozialen Marktwirtschaft liefert der entwickelte 
Indikator für die gemeinsame Betrachtung von Ungleich-
heit, Armut und Wirtschaftswachstum. Dieser ist von der 
ersten Phase der Sozialen Marktwirtschaft bis kurz vor  
die deutsche Wiedervereinigung konstant und steil gestie-
gen. Nach der Wiedervereinigung verläuft die positive  
Entwicklung der inklusiven Wohlstandssteigerung jedoch 
auf wesentlich flacherem Niveau. Es kann also festgehal-
ten werden, dass der materielle Wohlstand in Deutschland 
heute so groß ist wie nie zuvor. Die faire Teilhabe an den 
Wohlstandsgewinnen bleibt jedoch auch zukünftig ein Feld 
großer Herausforderungen für die Soziale Marktwirtschaft.

Grundsätzlich geht die praktische Umsetzung des wirt-
schaftspolitischen Leitbildes der Sozialen Marktwirtschaft 
mit einer stabil positiven Entwicklung der Gesamtwirt-
schaft in Deutschland einher. So betrug das ökonomische 
Wachstum der BRD, gemessen in preisbereinigtem Pro-
Kopf-BIP, durchschnittlich 3,3 Prozent in der Zeitperiode 
von 1950 bis 2015.

Es lässt sich festhalten, dass die verschiedenen Phasen der 
Sozialen Marktwirtschaft auch mit unterschiedlichen Dyna-
miken bezüglich der untersuchten Indikatoren verbunden 
sind.

Die erste Phase des Wirtschaftswunders war von hohem 
Wachstum und hoher, aber rückläufiger Ungleichheit 
gekennzeichnet. Trotz eines Anstiegs der Arbeitslosig-
keit hielt diese Tendenz auch in den folgenden Jahren der 
Nachfrageorientierung an. Die dritte von uns identifizierte 
Phase war vor allem durch die der Wiedervereinigung fol-
genden Dynamiken geprägt. Während der wirtschaftliche 
Anpassungsprozess der 1990er Jahre zunächst von sinken-
den Ungleichheitswerten begleitet wurde, war die Zeit nach 
der Jahrtausendwende von einer gegenläufigen Bewegung 
in diesen Statistiken charakterisiert. 

Als treibender Faktor sind hier insbesondere die Gewinne 
der höheren Einkommensschichten auszumachen, die sich 
vor allem auf Ebene der Arbeitseinkommen (Markteinkom-
men) konzentrieren. Während der soziodemographischen 
Entwicklung ein nachrangiger Einfluss zuzuschreiben 
ist, zeigt unsere Analyse vor allem die starke Heterogeni-
tät in den Entwicklungspfaden der einzelnen Regionen in 
Deutschland.

In Bezug auf die Chancengerechtigkeit lässt sich ein relativ 
positives Bild zeichnen. Am aktuellen Rand lassen sich nach 
rückläufiger Tendenz in den letzten Jahren lediglich 13 Pro-
zent der beobachteten Einkommensungleichheit auf die 
ungleiche Verteilung der Chancen zurückführen. Während 
wir positive Entwicklungen im Hinblick auf Geschlechtsun-
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Anhang

sind die oberen Perzentile der Einkommensverteilung 
jedoch unzureichend erfasst.14

EVS (1962 – 2013)

Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) ist  
eine amtliche Statistik über die Lebensverhältnisse pri-
vater Haushalte in Deutschland. In ihrem Rahmen wer-
den seit 1962 etwa 0,2 Prozent aller privaten Haushalte in 
Deutschland in fünfjährlichem Abstand befragt. Dies ent-
spricht derzeit mehr als 50.000 Haushalten mit weit über 
100.000 Personen. In den neuen Bundesländern findet die 
Befragung seit 1993 statt. Im Gegensatz zum SOEP ist die 
EVS kein Panel und verfügt durch den fünfjährlichen Erhe-
bungszyklus über weniger Beobachtungen im Zeitverlauf. 

Mit einer ersten Erhebung Anfang der 1960er Jahre lässt 
sich jedoch ein längerer Zeitraum der praktischen Umset-
zung der Sozialen Marktwirtschaft abdecken. Neben der 
detaillierten Erhebung von Einkommen und Ausgaben 
umfasst die EVS Informationen über die Ausstattung mit 
Gebrauchsgütern, die Schuldensituation sowie die Konsu-
mausgaben privater Haushalte. Eine Besonderheit besteht 
darin, dass die EVS die oberste Einkommensschicht mit 
einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen von mehr 
als 18.000 Euro nicht mehr erfasst.15

SIAB (1975 – 2010)

Die Stichprobe der Integrierten Arbeitsmarktbiografien 
(SIAB) ist eine Zwei-Prozent-Stichprobe aus der Grundge-
samtheit der Integrierten Erwerbsbiografien (IEB) des Ins-
tituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), die für 
das Altbundesgebiet ab 1975 vorliegt. Sie beinhaltet Daten 
für sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, geringfügig  

14 Die in diesem Gutachten verwendeten Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels (SOEP) wurden vom Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW Berlin), bereitgestellt. Die verwendete SOEP Version 
ist SOEP v32. Vgl. Wagner et al. (2007).

15 Vgl. Statistisches Bundesamt (2016b).

Datengrundlage 

Für Deutschland stehen zahlreiche qualitativ hochwer-
tige Mikrodaten für die Analyse der Entwicklung von Ein-
kommen und Vermögen zur Verfügung. Die erste Erhebung 
solcher Daten fand 1962/1963 auf Basis des Mikrozensus-
gesetzes von 1959 statt. Diese werden durch aggregierte 
Statistiken des Statistischen Bundesamt sowie der Bun-
desagentur für Arbeit ergänzt.13 Des Weiteren verfügen 
die statistischen Ämter des Bundes und der Länder über 
aggregierte Steuerstatistiken, die vor allem eine regionale 
Differenzierung der beobachteten Entwicklungen ermög- 
lichen. Im Folgenden werden die einzelnen Datensätze, 
insbesondere mit Blick auf ihre Eignung für die vorliegende 
Analyse, kurz vorgestellt.

SOEP (1984 – 2015)

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist eine seit 
1984 durchgeführte repräsentative Befragung von über 
20.000 Personen aus rund 11.000 Haushalten. Für Gesamt-
deutschland ist eine Betrachtung ab 1990 möglich. Das 
Fragenspektrum ist sehr breit und deckt neben Einkom-
mensdaten auf Haushalts- und Individualebene auch eine 
Vielzahl sozioökonomischer Informationen der Haushalte 
ab. Zudem liegen Daten über die Elterngeneration der teil-
nehmenden Haushalte vor, sodass sich der Zusammenhang 
zwischen der Lebenssituation der Elterngeneration und der 
ihrer Kinder untersuchen lässt. Zusätzlich zu Einkommens-
informationen enthält das SOEP in den Jahren 2002, 2007 
und 2012 eine Vermögensbilanz. Durch die Breite der ver-
fügbaren sozioökonomischen Informationen ermöglicht  
das SOEP in der vorliegenden Analyse eine Dekomposition  
der beobachteten Trends nach Haushaltstypen. Trotz eines  
Oversamplings von Haushalten mit hohem Einkommen  
 
 

13 Vgl. Statistisches Bundesamt (2016a, 2016c, 2017), Bundesagentur für 
Arbeit (2017).



49

„Wohlstand für alle“

Beschäftigte, Empfänger von Sozialleistungen nach SGB III 
bzw. II sowie Arbeitssuchende. Weiterhin enthält sie detail-
lierte Informationen zu Einkommen, Erwerbsstatus und 
Arbeitsplatz sowie zu verschiedenen individuellen Charak- 
teristika. Zu beachten ist dabei, dass im SIAB lediglich 
individuelle Arbeitseinkommen bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze der Sozialversicherung erfasst werden. Daher 
werden hohe Arbeitseinkommen nicht erfasst. Der Regi-
onaldatensatz des SIAB enthält die Erwerbsverläufe von 
1.594.466 Individuen und ermöglicht eine regionale Dis-
aggregation auf Kreisebene. Somit kann mithilfe des SIAB 
die Ungleichheitsentwicklung innerhalb und zwischen ein-
zelnen Kreisen und Arbeitsmarktregionen der BRD ab 1975 
dargestellt werden.16

WID (1890 –  2011)

Die World Wealth and Income Database (WID) ist eine 
Sammlung konsistent aufbereiteter Daten über Top-Ein-
kommens- und Vermögensanteile, das Bruttoinlandspro-
dukt, die Bevölkerungsgröße sowie weiterer Merkmale zur 
Analyse von Ungleichheit und Wirtschaftswachstum. Aktu-
ell sind Daten für 40 Länder über einen Zeitraum von 1850 
bis 2010 verfügbar. Für Deutschland liegen Einkommens- 
ungleichheitsmaße ab 1890 bis 2011 vor. Neben der länder- 
übergreifenden Vergleichbarkeit dieser Datenquelle ist im 
Kontext des vorliegenden Berichts insbesondere die lange 
Zeitreihe über die gesamte Umsetzungsphase der Sozialen 
Marktwirtschaft in der BRD hervorzuheben.17

TPP (2001 – 2010)

Das Taxpayer-Panel (TPP) basiert auf den Daten der jähr-
lichen Einkommensteuerstatistik und enthält die Angaben 
aus den Einkommensteuererklärungen der knapp 27 Mil-
lionen veranlagten deutschen Steuerpflichtigen. Die Beob-
achtungen beziehen sich daher auf Steuereinheiten, die 

16 In dieser Studie wird die SIAB Version R 7510 verwendet. Vgl. vom 
Berge et al. (2013).

17 Vgl. Dell (2007).

nicht notwendigerweise kongruent mit Einzelpersonen oder 
Haushalten sind. Die Daten sind aktuell für die Jahre 2001 
bis 2010 über die Steuernummern sowie indirekte Indikato-
ren zu einem Panel verknüpft. 

Im TPP finden sich neben sozioökonomischen Informati-
onen detaillierte Angaben zu verschiedenen Einkommens-
quellen sowie zu den für die Berechnung des zu versteuern-
den Einkommens notwendigen Parametern. Im Gegensatz 
zu Survey-Daten wie dem SOEP oder der EVS vernachläs-
sigt das TPP alle nicht-steuerpflichtigen Haushalte. Somit 
sind vor allem Haushalte der unteren Einkommensperzen-
tile unterrepräsentiert.

VGRdL (1992 – 2014): 

In den volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Länder 
(VGRdL) werden volkswirtschaftliche Maße wie das Brutto- 
inlandsprodukt, die Einwohnerzahl sowie Löhne und Ein-
kommen auf Landes- und Kreisebene erfasst. In der vorlie-
genden Analyse greifen wir auf diese Datenquelle zurück, um 
regionale Heterogenitäten in der wirtschaftlichen Entwick-
lung innerhalb der BRD aufzuzeigen.18

18 Vgl. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2016).
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